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Das Büro als flip-flop-freie
Zone. Die Vorzimmerperle
hält es in punkto Dresscode
mit Franz Kafka, der mein-
te: „Jeder, der sich die Fä-
higkeit erhält, Schönes zu
erkennen, wird nie alt wer-
den.“ Letzlich geht es da-
rum, sich angemessen zu
kleiden und nicht sein modi-
sches Empfinden zum Maß-
stab zu machen. Seite 11
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Verbandstag 2009:

Genossenschaften in Bayern
- mit Sicherheit stabil

„Mit Sicherheit stabil“ lautet das Motto des 110. Verbandstags
des Genossenschaftsverbands Bayern (GVB) am 16. Juli 2009
im Internationalen Congress Center München (ICM). Rund
1.400 Teilnehmern bietet die Veranstaltung ein öffentliches Fo-
rum zu finanz- und wirtschaftspolitischen Fragen.

Als Redner begrüßt der Präsident der bayerischen Genossen-
schaften, Dr. Stephan Götzl, den stellvertretenden Ministerpräsi-
denten, Wirtschaftsminister Martin Zeil. Prof. Wolfgang Wie-
gard, Mitglied des Sachverständigenrats zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, spricht über die Auswir-
kungen der Finanzkrise und die Stabilität der Wirtschaft.

Gesprächsforum der CSU-Landesgruppe:

Sport und
Tourismus

Inzell, Ruhpolding, Garmisch-Partenkirchen – drei Orte,
in denen in den nächsten Jahren die Weltmeisterschaften
im Eisschnelllauf, im Biathlon und die Ski-Weltmeister-
schaft stattfinden werden. Drei Orte, die beispielhaft für
die Fülle an attraktiven Sportstätten in Bayern stehen. Ins-
gesamt bietet der Freistaat Vielfalt und Abwechslung für
Touristen - vom Aktivwanderer über den Skifahrer bis hin
zum kulturell interessierten Besucher. Bayerns Attrakti-
vität als Sport- und Tourismusstandort gilt es allerdings
immer wieder zu beleben. Über die notwendigen Weichen-
stellungen sprachen Politiker und Experten auf einer Ver-
anstaltung der CSU-Landesgruppe in Inzell unter dem
Motto „Sport und Tourismus: Attraktivität Bayerns als
Sport- und Tourismusstandort stärken“.

Nach der Begrüßung durch
den Parlamentarischen Geschäfts-
führer der CSU-Landesgruppe,
Hartmut Koschyk, machte der
Bürgermeister der Gemeinde In-
zell, Martin Hobmaier, in seinem
Grußwort vor über 120 Gästen
darauf aufmerksam, dass der
Tourismus als Lebensader der
heimischen Wirtschaft viele
Berührungspunkte mit dem
Sport habe und ein qualitativ
hochwertiges Sportangebot un-
bedingte Voraussetzung für das
Bestehen im internationalen
Wettbewerb sei.

Großer Wettbewerb

CSU-Landesgruppenvorsit-
zender MdB Dr. Peter Ramsauer
wies seinerseits auf die zuneh-
mende Bedeutung des Sporttou-
rismus hin. „Für den internatio-
nalen Spitzensport müssen wir

„Mutmacher“ für die Winter-
sportorte Inzell, Ruhpolding und
Berchtesgaden nannte Ramsauer
die Summe von 73 Millionen Eu-
ro. Sie werden im Rahmen des
Konjunkturpakets II für kom-
mende Spitzensport-Ereignisse
zur Verfügung gestellt. Wie wirt-
schaftlich bedeutungsvoll Groß-
sport-Veranstaltungen sind, wies
Ramsauer anhand der jüngsten
Biathlon-WM in Ruhpolding
nach. Dort sei ein Kaufkraftzu-
fluss von rund 5 Millionen Euro
verzeichnet worden. Der Landes-
gruppenchef hob erneut hervor,
wie wichtig der CSU der Einsatz

(Fortsetzung auf Seite 4)

Verbandsversammlung in Bamberg:

Bezirke
und Jugend

Unter dem Motto „Bezirke und Jugend“ tagte in Bam-
berg die Verbandsversammlung der bayerischen Bezirke.
Vor 200 Teilnehmern stellte Verbandspräsident Manfred
Hölzlein in seinem Tätigkeitsbericht eingangs heraus,
dass im zurückliegenden Jahr vieles erreicht wurde.

Konkret nannte er die Über-
nahme der ambulanten Eingliede-
rungshilfe, das Rahmenkonzept
zu den Werkstätten für Menschen
mit Behinderung sowie den Run-
den Tisch zum Thema „Alter und
Kultur“. Wie gut die ambulante
Eingliederungshilfe bei den Be-
zirken in besten Händen liege,
zeige sich insbesondere bei der
Reform der regionalen Offenen
Behindertenarbeit (OBA).

Ein deutliches Wort richtete
der Verbandspräsident an die
Adresse der übrigen Kommuna-
len Spitzenverbände und der
Bayerischen Staatsregierung mit
Blick auf die Reform der Hilfe
zur Pflege. Dass es hier noch zu
keinem für die Bezirke positiven
Ergebnis gekommen sei, bedau-
erte Verbandspräsident Hölzlein.

Bezirke in 2008 ohne Defizit

Die dritte kommunale Ebene
halte in dieser Frage bis auf wei-
teres am Status quo fest. „Wir sa-
gen aber auch, dass wir bereit
sind, die ambulante Hilfe zur
Pflege zu übernehmen, wenn die

Bayerns Ministerpräsident
Horst Seehofer feierte unter
reger Bürgerbeteiligung beim
„Tag der offenen Tür“ in der
Münchner Staatskanzlei sei-
nen sechzigsten Geburtstag.
Neben vielen Besuchern ließen
auch prominente Unionskolle-
gen wie sein Vorgänger Ed-
mund Stoiber und Bundes-
kanzlerin Angela Merkel ihre
Glückwünsche ausrichten.
„Nichts Spezielles“ hatte er
sich gewünscht, schließlich sei
er generell ein „sorgenfreier
Mensch“, so Seehofer.

Im Dschungel der
Hilfsmittelversorgung

Jahrestagung der kommunalen Behindertenbeauftragten in Bad Gögging

Der Einladung von Irmgard Badura, Beauftragte der
Bayerischen Staatsregierung für die Belange von Men-
schen mit Behinderung, folgten 37 Beauftragte aus Bay-
erns Landkreisen, den kreisfreien Städten und Bezirken.

Im Vordergrund der Veranstal-
tung standen die zahlreichen Pro-
bleme und Schwierigkeiten bei
der Bewilligung von Hilfsmitteln
für Menschen mit Behinderung,
die Rollstühle, Kommunikations-
hilfen, Hör-, Seh- oder Gehilfen
benötigen. Die Irrungen und Wir-
rungen des Genehmigungsver-
fahrens sind dabei undurchdring-
lich und schwierig. Hier brauche
es dringend Verbesserungen.

Alltäglicher Kampf

Landauf, landab berichten zum
Beispiel Eltern von schwer be-
hinderten Kindern, chronisch-
kranke aber auch ältere Men-
schen von ihrem alltäglichen

Kampf mit Behörden, Kranken-
kassen und der Pflegekasse.

Die Mutter eines 18-jährigen
Sohnes berichtete von ihren Er-
fahrungen aus dieser Zeit. Dabei
betonte sie die Problematik, dass
Entscheidungen von Sachbear-
beitern ohne medizinische oder
therapeutische Kenntnisse ge-
troffen werden. Die langen Wege
zwischen dem Antragsteller, des-
sen Arzt, Therapeuten, Techni-
ker, der Krankenkasse oder dem
Medizinischen Dienst scheinen
unendlich und voller Mühen.
Macheten wurden von vielen
Teilnehmern als das geeignete
Werkzeug benannt.

Wie kann es sein, dass ein Klein-
kind mit einer Fehlstellung drei

Monate auf eine notwendige Bein-
schiene warten muss? Eine schwer
anAsthma erkrankte Frau das Sau-
erstoffgerät nicht mehr erleben
darf? Die 80-jährige Frau dreimal

Zusammenführung der ambu-
lanten und stationären Aufgaben
ein nicht mehr verhandelbares
Ziel der Verwaltungsreform ist“,
betonte der Verbandspräsident.

Erfreulicherweise konnten die
Haushalte der Bezirke im Jahr
2008 ohne Defizite abgeschlos-
sen werden. Dank einer modera-
ten Hebesatzpolitik stiegen die
Hebesätze der Bezirksumlage le-
diglich um 0,08 Prozent. Im
Blick auf das kommende Jahr
bedürfe es, so Hölzlein, aber
nicht nur der Ausgleichszahlun-
gen nach Art. 15 FAG in Höhe
von mindestens 580 Millionen

Euro, sondern eines deutlich dar-
über liegenden Betrages. Darauf
werde er im Namen des Verban-
des „mit Vehemenz“ hinarbeiten.

Vielfältiges Engagement

Sozialministerin Christine Ha-
derthauer würdigte in ihrem
Festvortrag das vielfältige Enga-
gement der Bezirke im Bereich
der Kinder- und Jugendarbeit. Es
sei von unschätzbarem Gewicht,
dass gerade behinderte und/oder
benachteiligte junge Menschen
in den Bezirken einen starken

(Fortsetzung auf Seite 4)

Die Sparkassenfamilie auf dem Bayerischen Sparkassentag in Schweinfurt. Von links: Dr. Franz
Wirnhier, Rudolf Faltermeier, Dr. Ivo Holzinger, Alois Hagl, Hansjörg Christmann, Dr. Siegfried
Naser, Friedrich Schubring-Giese, Dr. Michael Kemmer. Näheres dazu auf Seite 5.

„Städte schaffen Integration“
Der Bayerische Städtetag veranstaltet am 15. und 16. Juli

2009 in Mühldorf am Inn seine jährliche Verbandsversamm-
lung. Diskutiert wird über das Tagungsthema: „Städte schaffen
Integration“. Erwartet werden rund 100 Gäste aus Europa-,
Bundes- und Landespolitik sowie 250 Delegierte der Mitglieds-
städte und -gemeinden. Im Mittelpunkt stehen die Reden des
Verbandsvorsitzenden, Oberbürgermeister Hans Schaidinger so-
wie von Prof. Dr. Ernst Kistler über „Armut, Bildungsdefizite,
Migration - Erkenntnisse aus dem 2. bayerischen Sozialbericht“.
Anschließend wird auf dem Podium in hochkarätiger Runde
u. a. mit Kultusminister Dr. Ludwig Spaenle diskutiert.

pro Nacht ihren Mann windeln
muss, weil das Inkontinenz-
material von mäßiger Qualität ist?

(Fortsetzung auf Seite 4)

uns mit immer anspruchsvolleren
Wettbewerbs-, ja fast Labor-Be-
dingungen rüsten, damit wir die
auch in den schönsten ober-
bayerischen Orten feststellbaren
Übernachtungsrückgänge kom-
pensieren können“, sagte er. Als
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Wulf-D. Kavasch

86745 Hohenaltheim
am 19.7.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Wilhelm Friedrich

97799 Zeitlofs
am 16.7.

Bürgermeister Jakob Hartl
85405 Nandlstadt

am 18.7.

Bürgermeister Heinz Binder
94142 Fürsteneck

am 18.7.

Bürgermeister
Dr. Matthias Ruhdorfer

82069 Schäftlarn
am 22.7.

Bürgermeister
Anton Rothfischer

93086 Wörth a. d. Donau
am 22.7.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin
Elisabeth Kobold

84168 Aham
am 20.7.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind

unsere Daten nicht vollständig.
Wir bitten deshalb um rechtzeitige
Bekanntgabe der bevorstehenden

runden Geburtstage.

Bayerische Landesbank:

Landtag will mehr mitreden
Alle Fraktionen fordern Nachbesserung des Regierungsentwurfs

zur Änderung des Landesbank- und Sparkassengesetzes
Nach dem Zehn-Milliarden-Einstieg des Freistaats in die krisen-
geschüttelte BayernLB will der Landtag künftig über deren Ge-
schäfte und Führung mehr Mitspracherecht. Der Haushaltsaus-
schuss beauftragte Finanzminister Georg Fahrenschon, den von
der Staatsregierung eingebrachten Entwurf zur Änderung des
Landesbank- und Sparkassengesetzes noch mal zu ändern. Es
geht darum, die Bank der Neuordnung des Marktes anzupassen
und insbesondere eine angemessene Versorgung der Wirtschaft,
des Mittelstandes und der öffentlichen Hand sicherzustellen.

Der Landtag müsse stärker
eingebunden werden, fasste Aus-
schussvorsitzender Georg Winter
(CSU) zusammen; nicht nur um
die Bankgeschäfte zu kontrollie-
ren, sondern auch wenn es um
Fusionen, Verkäufe oder Teilver-
käufe geht. Alle fünf Fraktionen
zeigten sich bei der Ersten Le-
sung des Regierungsentwurfs in
diesem Verlangen einig. Das be-
trifft vor allem die neue Zusam-
mensetzung des Verwaltungsbei-
rates. Im Regierungsentwurf
werden als unmittelbar dem Frei-
staat zuzurechnende Mitglieder
wie bisher als „sachnächste“ Ver-
waltungsräte Finanz-, Innen- und
Wirtschaftsminister aufgeführt.
Das Finanzministerium stellt ein
weiteres Mitglied. Unverändert
sollen ein Vorstandsmitglied einer

bayerischen Sparkasse sowie ein
Vertreter der kommunalen Spit-
zenverbände Mitglieder des Ver-
waltungsrates sein. Erstmals ent-
sendet der Personalrat ein Mit-
glied. Insgesamt sind es elf. Unter
den „Externen“ sind laut Gesetz-
entwurf solche Personen zu ver-
stehen, die in keiner geschäftli-
chen oder persönlichen Bezie-
hung zur Bank oder ihrem Vor-
stand stehen, woraus ein Interes-
senkonflikt entstehen könnte.

Fusionsforderung

Den Forderungen der Opposi-
tionsfraktionen, dem Landtag ei-
nen Sitz im Verwaltungsrat ein-
zuräumen, wollte der Finanzmi-
nister nicht folgen. Zwar sei die

Bereitschaft von SPD, Freien
Wählern und Grünen zur direk-
ten Mitarbeit durchaus ehren-
wert, jedoch müsse die Verant-
wortung für das Tagesgeschäft
der Bank und deren parlamenta-
rische Kontrolle klar getrennt
bleiben. Von den Koalitionsfrak-
tionen CSU und FDP gab es vor-
erst keine konkrete Stellungnah-
me, wie die stärkere Einbindung
des Landtags aussehen soll. Für
die Grünen unterstrich Eike Hal-
litzky nochmals die Forderung,
die BayernLB schrittweise mit
anderen Landesbanken zu einem
einzigen Zentralinstitut für den
öffentlichen Sektor zusammen-
zuschließen.

Zukäufe weiter möglich

Klargestellt wird im Regie-
rungsentwurf, dass die Landes-
bank als Sparkassenzentralbank
auch die Belange der Sparkassen
zu berücksichtigen hat. Die
Möglichkeiten, sich von be-
stimmten Geschäftsfeldern zu

trennen, Verbindungen mit ande-
ren Kreditinstituten einzugehen
oder betriebswirtschaftliche Um-
strukturierungen vorzunehmen,
werden im Regierungsentwurf
flexibler gehalten als bisher. So
soll sich die BLB neu positionie-
ren und an der Neuordnung des
Bankenmarktes im Sinne der
Richtlinien der EU-Kommission
teilnehmen können.

Stärkere Haftungsregeln

Die nicht öffentlich tagende
Kontrollkommission des Land-
tags will außerdem wissen, wie
der gesetzliche Rahmen weiter-
entwickelt werden kann, um
Verwaltungsräte und Vorstand
der BayernLB stärker in Mithaf-
tung nehmen zu können, wenn
etwas schief läuft. Die Kommis-
sion beauftragte die in solchen
Fragen renommierte Anwalts-
kanzlei Flick, Gocke, Schaum-
burg, dazu Vorschläge zu ma-
chen. Zur Aufarbeitung der Ver-
gangenheit wurde ein Gutachten
angefordert, ob und inwieweit
die Mitglieder des früheren LB-
Führungs- und Aufsichtsgremi-
ums für das Finanzdesaster noch
zur Rechenschaft gezogen wer-
den können. Das Gutachten soll
spätestens in sechs Monaten vor-
gelegt werden. rm

„Homo-Ehe“ auch
auf dem Standesamt

Bayern ändert sein Personenstandsgesetz
im Rahmen des Bundesrechts

Ab August können in Bayern auch gleichgeschlechtliche Part-
nerschaften von den Standesämtern beurkundet werden. Der
Landtag hat dazu das Ausführungsgesetz zum neu gefassten Le-
benspartnerschafts- und Personenstandsgesetz des Bundes ent-
sprechend geändert. Bisher mussten in Bayern solche Ehen von
einem Notar besiegelt werden.

Der Landtag entschied einstimmig, nachdem die FDP im Koali-
tionsvertrag mit der CSU im Oktober letzten Jahres eine diesbe-
zügliche Rechtsänderung ausgehandelt hatte. Im Plenum gab es
nach den Ausschussberatungen keine Aussprache mehr. Für die
FDP sprach Dr. Andreas Fischer außerhalb der Sitzung von einem
Stück gelebter Toleranz. Für die Grünen ist die Gesetzesanglei-
chung an das Recht der meisten anderen deutschen Länder das En-
de eines peinlichen bayerischen Sonderweges, so Claudia Stamm.

Demzufolge können Schwule und Lesben künftig wählen, ob
sie ihre Partnerschaft vor einem Notar oder vor dem Standesbe-
amten besiegeln wollen - gegebenenfalls auch mit eigenem Na-
men. Für beide Rechtsverfahren liegt die Registerführung bei den
Standesämtern. Sie übernehmen die bisher bei der Landesnotar-
kammer geführten Lebenspartnerschaftsbücher.

Laut Staatsregierung gibt es in Bayern derzeit rund 3500 solche
Partnerschaften. Jährlich werden etwa 400 beurkundet. Die nach
Berechnung der Staatsregierung für die Standesämter entstehenden
geringen Kosten durch die Änderung werden den Kommunen auf-
erlegt. Die Gebühren beim Standesamt sollen für gleichgeschlecht-
liche Partnerschaften denen bei Eheschließungen entsprechen. rm

Jugendsozialarbeit
an Schulen

Familienministerin Haderthauer will Kommunen
auch weiterhin kräftig unterstützen

„Bei Kindern und Jugendli-
chen müssen im richtigen Zeit-
fenster die Weichen gestellt wer-
den, sonst gehen Chancen verlo-
ren. Deshalb unterstütze ich die
bayerischen Kommunen bei ih-
rer Aufgabe der Jugendhilfe mit
dem Förderprogramm Jugendso-
zialarbeit an Schulen, kurz JaS.
Zum Schuljahresbeginn 09/10

fördere ich 44 zusätzliche Stel-
len, die die Kommunen an ihren
Schulen einrichten. 65 neue
Schulen werden in die Förde-
rung aufgenommen, an elf Schu-
len werden bestehende Stellen
aufgestockt. Damit fördert der
Freistaat kommunale Angebote
der Jugendsozialarbeit an 554
bayerischen Schulen. Ein Rie-
sen-erfolg für die Chancen- und
Bildungsgerechtigkeit!“ erklärte
Bayerns Familienministerin
Christine Haderthauer in Mün-
chen. Allein 2009 unterstützte
der Freistaat die Kommunen mit
6,84 Millionen Euro für JaS-
Stellen. „Damit setzen wir die
richtigen Anreize: Die bayeri-
schen Kommunen haben durch
diese Hilfe im Bundesvergleich
einzigartige Strukturen aufge-
baut“, so die Ministerin.

Weiterhin großer Bedarf
an Förderung

Haderthauer weiter: „Weiterer
Bedarf besteht in ganz Bayern.
Mit meinem Konzept ‘JaS 1000’
wird die Förderung deshalb qua-
litativ und quantitativ weiterent-
wickelt: Bis 2019 werden wir
1.000 Stellen in Bayern fördern.
Außerdem werden künftig auch
Grundschulen, vor allem solche
mit einem hohen Anteil von Mi-
grantenkindern, in das Förderpro-
gramm mit aufgenommen.“ Ziel-
gruppe der JaS sind sozial be-
nachteiligte junge Menschen. Die
sozialpädagogischen JaS-Fach-
kräfte kümmern sich als „Schar-
nier“ zwischen Jugendamt und
Schule gezielt um sozial benach-
teiligte Jugendliche. So können
etwa Konflikte im familiären
oder schulischen Umfeld früher
erkannt und gelöst werden.

Kongress zur Sozialen Marktwirtschaft:

„Krise als Chance zu
einer Re-Konstruktion!“

Der Kongress „Deutschland hat Zukunft! Markt, Freiheit und
Gerechtigkeit“ beschäftigte sich mit dem Ansehen der Sozialen
Marktwirtschaft in Deutschland. Dieses leidet vor allem auf-
grund der schlechten Konjunktur, der Gleichgültigkeit der Poli-
tik und dem Missbrauch der Sozialsysteme.

Randolf Rodenstock, Präsi-
dent der vbw - Vereinigung der
Bayerischen Wirtschaft e. V.,
sieht deshalb in der Krise die
Chance, Fehlentwicklungen zu
beseitigen, die sich in den letzten
60 Jahren eingeschlichen hätten.
„Diese Chance dürfen wir nicht
versäumen. Deshalb brauchen
wir eine ‚Re-Konstruktion’ der
Sozialen Marktwirtschaft“, sagte
der vbw-Präsident.

Dazu gehöre etwa der Abbau
der überbordenden Bürokratie:
„Mittlerweile hindern mehr als
1.900 Gesetze, fast 3.000
Rechtsverordnungen und rund
85.000 Einzelvorschriften die
Unternehmen an einem effizi-
enten Wirtschaften.“ Roden-
stock kritisierte auch den ausu-
fernden Wohlfahrtsstaat. „Wir

geben für Soziales mehr als sie-
ben Mal soviel aus als für Bil-
dung - rund 700 Milliarden Eu-
ro. ‚Sozial’ wird in unserem
Land damit groß geschrieben,
‚Marktwirtschaft’hingegen klein.“
Das Ergebnis sei allerdings alles
andere als sozial: Nur die Kurz-
arbeit verhindere bislang Mas-
senarbeitslosigkeit, und die
Staatsverschuldung habe Re-
kordwerte erreicht.

Chancengleichheit
und Wohlstand

Voraussetzung für eine Re-
Konstruktion der Sozialen
Marktwirtschaft ist laut Roden-
stock, dass man ihren Prinzipien
- Freiheit, Wettbewerb, Selbst-
verantwortung, Solidarität und

Eigeninitiative - wieder Geltung
verschafft. Zu den Konjunktur-
programmen sieht der vbw-Prä-
sident in der gegenwärtigen Si-
tuation keine Alternative. Lang-
fristig müsse man den Staat aber
wieder auf solide Beine stellen.
Rodenstock würdigte die Soziale
Marktwirtschaft zudem als das
einzige bisher bekannte System,
das Chancengleichheit und
Wohlstand für alle schaffen kann.

Globales Ausmaß der Krise

Landtagspräsident a. D. Alois
Glück appellierte auf dem Kon-
gress angesichts des globalen
Ausmaßes der Krise an die EU:
„Mit nationalen Alleingängen
oder Sonderpositionen werden
wir nichts erreichen. Die Eu-
ropäer, und speziell wir Deut-
sche, müssen jetzt Flagge zeigen
und ein Konzept entwickeln, das
Anreize für ein nachhaltiges und
soziales Wirtschaften bietet.“

Studie zu Einstellungen von Zuwanderern:

Heimisch in Deutschland
Fehlende Anerkennung und Chancengleichheit von Kindern in der Schule

Nur wenige Zuwanderer wollen sich vollständig assimilieren
Zwar will sich nur eine kleine Minderheit der Migranten voll-
ständig in Deutschland assimilieren. Doch die meisten Zuwan-
derer fühlen sich in Deutschland heimisch und bringen dem
deutschen Staat und seinen Institutionen großes Vertrauen ent-
gegen. Zugleich fühlt sich aber fast die Hälfte von ihnen weniger
anerkannt als Einheimische und ist überzeugt davon, dass
Schüler aus Zuwandererfamilien benachteiligt werden. Das ist
das Ergebnis einer repräsentativen Umfrage der Bertelsmann
Stiftung, die vom Institut für Demoskopie Allensbach durch-
geführt wurde.

Die Studie, für die insgesamt
1581 Menschen mit Migrations-
hintergrund befragt wurden, er-
laubt erstmals auch Vergleiche
von Einstellungen bestimmter
Zuwanderergruppen. Dabei wird
deutlich, dass sich türkischstäm-
mige Menschen und Zuwande-
rer aus Russland weit weniger
anerkannt fühlen als Menschen
aus anderen Herkunftsländern.

Hohes Vertrauen in
staatliche Institutionen

Der Studie zufolge fühlen sich
mehr als zwei Drittel der Zuwan-
derer (69 Prozent) in Deutschland
wohl. Die meisten empfinden
sich überwiegend als Teil der
deutschen Gesellschaft (58 Pro-
zent), nur für fünf Prozent trifft
dieses nicht zu. Das Vertrauen
von Menschen mit Migrations-
hintergrund in den Staat und sei-
nen Institutionen ist teilweise
deutlich größer als das der Bevöl-
kerung insgesamt: Den Gesetzen
vertrauen beispielsweise 80 Pro-
zent der Migranten, in der Ge-
samtbevölkerung sind es nur 58
Prozent. Auch die Zufriedenheit
mit dem Leben in Deutschland ist
bei Zuwanderern sehr ausgeprägt:
So sind 79 Prozent mit ihrer Ar-
beit zufrieden und 77 Prozent mit
ihrer jetzigen Wohnsituation.

Doppelte Verbundenheit

Aber nicht nur mit Deutsch-
land, sondern auch mit ihrem
Herkunftsland oder dem der El-
tern identifizieren sich Men-
schen aus Zuwandererfamilien.
41 Prozent fühlen sich Deutsch-
land und ihrem Heimatland glei-
chermaßen verbunden. Die mei-
sten Zuwanderer empfinden die-
se doppelte Verbundenheit als
Vorteil und sehen keinen Iden-
titätskonflikt. Drei Viertel von
ihnen möchten die Werte und
Traditionen aus der Herkunftsge-
sellschaft mit Werten und Tradi-
tionen in Deutschland verbin-
den. Nur eine kleine Minderheit

von 7 Prozent der Zuwanderer
will sich vollständig assimilie-
ren. Neben der Identifikation mit
Deutschland und dem Her-
kunftsland spielt auch Europa ei-
ne Rolle. Die Verbundenheit mit
Europa ist bei Zuwanderern mit
34 Prozent deutlich höher ausge-
prägt als bei der Bevölkerung
insgesamt (13 Prozent).

Positives Signal für
„Einwanderungsland
Deutschland“

Bei den Türkischstämmigen
und bei Zuwanderern aus Russ-
land ist das Gefühl, in Deutsch-
land nicht anerkannt zu sein, weit
stärker verbreitet als im Durch-

schnitt. „Die Zufriedenheit der
meisten Migranten mit ihrem
Leben ist ein positives Signal für
das Einwanderungsland Deutsch-
land“, kommentiert Jörg Dräger,
Vorstandsmitglied der Bertels-
mann Stiftung, das Ergebnis der
Befragung. „Integration ist aber
kein einseitiger Prozess. Wenn
auch noch mehr türkisch- und
russischstämmige Zuwanderer
sich heimisch in Deutschland
fühlen sollen, brauchen sie mehr
Anerkennung sowie Chancen,
die Zukunft unseres Landes mit-
gestalten zu können“, so Dräger
weiter: „Ohne faire Bildungs-
chancen gelingt weder Integrati-
on noch Partizipation.“

Zu wenig Möglichkeiten
der Partizipation

42 Prozent der Zuwanderer
glauben allerdings, dass Kinder
aus Migrantenfamilien nicht die
gleichen Chancen wie deutsche
Schüler haben. Bei Personen der
dritten Generation sind es sogar
52 Prozent. Die Umfrage ver-

deutlicht auch mangelnde Mög-
lichkeiten der politischen Betei-
ligung: 60 Prozent der Befragten
haben bei den kommenden Bun-
destagswahlen kein Wahlrecht,
bei der hier geborenen zweiten
Generation aus Zuwandererfa-
milien sind es sogar 68 Prozent.

Repräsentative Studie

Die quantitative Befragung
stützt sich auf 1581 Interviews
mit einem repräsentativen Quer-
schnitt der Bevölkerung mit Mi-
grationshintergrund aus der Tür-
kei, der ehemaligen Sowjetunion
(bzw. den Nachfolgestaaten Ka-
sachstan, Russland, Ukraine),
dem ehemaligen Jugoslawien
(bzw. den Nachfolgestaaten Bos-
nien und Herzegowina, Kroati-
en, Serbien, Montenegro, Koso-
vo, Mazedonien, Slowenien),
Polen, Italien, Spanien und Grie-
chenland ab 16 Jahren. Analog
zur Definition, die dem Mikro-
zensus zu Grunde liegt, wurden
sowohl ausländische als auch
deutsche Staatsbürger befragt,
die entweder selbst aus dem
Ausland zugewandert sind oder
die zwar in Deutschland geboren
sind, von denen aber mindestens
ein Elternteil nach 1950 aus dem
Ausland zugewandert ist. Die
Befragung wurde mehrsprachig
durchgeführt dhg
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Liebe Leserinnen
und Leser,

Wie schnell sich doch die
Zeiten ändern! Über mehrere
Jahre hinweg waren die Kom-
munen in der öffentlichen Dis-
kussion in der Defensive, weil
sie angeblich nicht auf der
Höhe der Zeit und unmodern
seien, weil die öffentlichen
Verwaltungen nicht schlank
und beweglich genug seien,
weil die Verfahren zu lange
dauerten und weil überhaupt
die Privatwirtschaft alles bes-
ser könne. „Weniger Staat“ wurde überall als
Losung ausgerufen und den öffentlichen Sektor
zugunsten des privaten zurückzudrängen als
das Gebot der Stunde verkündet.

Nun, nach einigen Monaten der schlimmsten

Wirtschaftskrise seit Jahrzehnten, die nicht ur-
sächlich durch das Versagen von Behörden und
öffentlichen Verwaltungen ausgelöst worden ist,
spricht - fast - niemand mehr von Privatisierun-
gen. Heute sind wir z. B. sehr froh darüber, dass
die sich in kommunalem Eigentum befindlichen
Sparkassen ein wesentlicher Stabilisierungsfak-
tor im wankenden Finanzsystem sind. Die kom-
munalen Wohnungsbaugesellschaften halten
nach wie vor eine riesige Zahl an Wohnungen
für breite, vor allem einkommensschwächere
Schichten vor, ohne die es vielerorts sicherlich

zu starken Mietpreissteigerun-
gen kommen würde. Unsere
Stadtwerke betreiben qualifi-
zierten öffentlichen Personen-
nahverkehr zu erschwingli-
chen Preisen und versorgen
die Bevölkerung mit qualitativ
einwandfreiem Trinkwasser,
ohne sich daran eine goldene
Nase verdienen zu wollen. Ge-
rade in Krisenzeiten wird vie-
len erst der Wert von kommu-
nalen Unternehmen so richtig
bewusst.

Die lange Jahre propagierte
Zurückdrängung des Staates

und die Privatisierung des öffentlichen Sektors
haben sich in vielen Bereichen als Irrweg er-
wiesen. Die kommunalen Betriebe und Verwal-
tungen haben bewiesen, dass sie zu mindest bei
einer langfristigen Betrachtung nicht nur ihre
Berechtigung haben, sondern dass sie viele Auf-
gaben am besten erfüllen können. Und deshalb
überlegen nicht wenige Kommunen, ob sie die
in den letzten Jahren durchgeführten Privatisie-
rungen nicht rückgängig machen können. Viel-
leicht erleben wir sogar eine neue Blütezeit der
Kommunalwirtschaft.

Die Kommunen können jedenfalls stolz dar-
auf sein, dass sie mit ihren Verwaltungen und
ihren Unternehmungen in schwierigen Zeiten
ein Stabilitätsfaktor ersten Ranges sind - und
dass sie auch von den Bürgerinnen und Bürgern
sehr geschätzt werden. Wir sollten das nicht
vergessen, wenn wieder wirtschaftlich bessere
Zeiten kommen und die Privatisierer wieder
verstärkt auf den Plan treten.

Ihr Gerhard Weber

KolumneGZ Gerhard Weber

Kommunen haben Grund
zu Selbstbewusstsein

Ausbau der Kinderbetreuung:

Planungssicherheit durch
professionelle Analyse

Dass auch politische Ziele, auf die sich alle unschwer einigen
können, mitunter schwierig zu realisieren sind, zeigt das Beispiel
Kinderbetreuung. Die Notwendigkeit bedarfsgerechterAngebo-
te ist ebenso unstrittig wie der Stellenwert hochwertiger Betreu-
ungs- und Erziehungsarbeit in Kindertageseinrichtungen. Die-
sen politischen Konsens praktisch umzusetzen, liegt unmittelbar
in der Verantwortung der zumeist kommunalen Träger. Und ge-
nau da wird es schwierig: Denn die Optimierung der Kinderbe-
treuung setzt zunächst einmal eine der tatsächlichen Bedarfs-
entwicklung angemessene Planung voraus.

Das Bayerische Kinderbil-
dungs- und betreuungsgesetz
(BayKiBiG) als gesetzlicher
Handlungsrahmen schreibt zwar
eine Bedarfsanalyse vor, die den
Kommunen Planungssicherheit
liefern soll.

Datengewinnung
ist essentiell

Kann eine Gemeinde die
schriftliche Befragung der Haus-
halte mit Kindern organisato-

bayerische Gemeinden dem Bei-
spiel Seefelds gefolgt und haben
ihre Kinderbetreuungssituation
mit professioneller Hilfe vor Ort
analysieren lassen.

Fakten statt Bauchgefühl

Rainer Schnitzler, 1. Bürger-
meister von Pöcking, bestätigt
Wolfram Gums Erfahrungen:
„Für Pöcking hat die sehr spe-
zifische Vor-Ort-Untersuchung
unter anderem ergeben, dass uns

gestaltung von Defizitvereinba-
rungen.“ Die eindeutigen Analy-
se-Ergebnisse der MUC-Consul-
ting-Studie böten nicht nur eine
„konkrete Planungsbasis, um un-
seren angestrebten Betreuungs-
schlüssel von 1:8 umsetzen zu
können“, sondern erledigten un-
produktiven Streit im Gemein-

Mitmachen und gewinnen:

Volle Transparenz
für die Kommune

Bayerische GemeindeZeitung und E.ON Bayern helfen

Optimale Kinderbetreuung ist für jede Gemeinde eine wichtige
soziale Aufgabe, planerische Herausforderung und erheblicher
Kostenfaktor. Für den Kinderkrippen-Bau stellt der Bund zwischen
2008 und 2013 fast 340 Millionen Euro zur Verfügung, der Frei-
staat Bayern legt noch einmal 100 Millionen Euro drauf.

Aber nur wer seine Situation und den Handlungsbedarf auf
Jahre hinaus exakt kennt, kann zielgerichtet planen und den fi-
nanziellen Rahmen des Bayerischen Kinderbildungs- und -be-
treuungsgesetzes (BayKiBiG) optimal nutzen. Nur wenn der
tatsächliche Bedarf an weiteren Krippen, Kitas und Horten be-
legbar bekannt ist, können die ungenutzten 100 Millionen Euro
von den Förderkonten abgerufen werden.

Jetzt mitmachen

Einer weiteren Gemeinden bietet E.ON Bayern jetzt die Mög-
lichkeit, ihre Kinderbetreuungssituation professionell analysieren
zu lassen. Die maßgeschneiderte praxisorientierte Studie wird
von der Unternehmensberatung MUC-Consulting durchgeführt,
die dafür ein detailliertes, in der Praxis bewährtes Analyseverfah-
ren entwickelt hat, das die gesetzliche Bedarfsanalyse konkret
ausgestaltet und zielführend weiterentwickelt. Wenn Sie die Si-
tuation in Ihrer Kommune professionell und kostenfrei untersu-
chen lassen wollen, dann bewerben Sie sich formlos mit folgen-
den Informationen:

Größe/Einwohnerzahl der Kommune
Zahl der vorhandenen Kinderbetreuungseinrichtungen
Ansprechpartner
Liegt Ihnen das Ergebnis der gesetzlich vorgeschriebenen
Bedarfsanalyse vor?

Einsendeschluss ist der 31 Juli 2009. Inhaltliche Fragen zur
Durchführung beantwortet der Autor der Studie, Stephan
Mahlert, MUC-Consulting, Flurgrenzstraße 31 a, 82205 Gil-
ching, Tel: 0172-8321919.
Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. Der Gewinn kann nicht in bar
ausbezahlt werden.

risch nicht selbst leisten, springt
in der Regel das Landratsamt
ein. Das Problem: Die Teilnah-
me ist freiwillig, der Rücklauf
entsprechend gering, die Daten
kaum repräsentativ. „Wir hatten
einen Rücklauf von gerade ein-
mal sieben Prozent“, beschreibt
Wolfram Gum, Bürgermeister
der Gemeinde Seefeld im Land-
kreis Starnberg, stellvertretend
für viele seiner Kollegen die Er-
fahrung mit dem normierten
Fragebogen. „Aus den so ge-
wonnenen Daten hätte sich
überhaupt kein Handlungsbe-
darf ableiten lassen.“

Detaillierte Analyse

Dabei wollte es Gum nicht be-
wenden lassen. Der Vater zweier
Kinder beauftragte eine Unter-
nehmensberatung mit einer de-
taillierten Analyse der Kinderbe-
treuungssituation in seiner Ge-
meinde. Die umfangreiche Stu-
die der MUC-Consulting er-
brachte zum einen den Nach-
weis, dass die Zahl der Kinder-
gartenplätze in Seefeld sehr gut

bis 2015 etwa 30 Krippen- und
10 Hortplätze fehlen. Darüber
hinaus haben wir eine Reihe
konkreter Handlungsempfeh-
lungen und Impulse bekom-
men, etwa zum Wunsch nach
längeren Öffnungszeiten, zur
Finanzierung der Betreuungs-
schlüssel und zur genauen Aus-

Wolfram Gum.

dem tatsächlichen Bedarf ent-
spricht, führte aber auch dazu,
dass Seefeld nun ein neues Kin-
derhaus plant und die katholi-
sche Kirche im Ort nun damit
beginnt, ebenfalls Krippenplätze
einzurichten.

Mittlerweile sind andere

derat schon im Vorfeld. Dort re-
de man jetzt „nicht mehr über
Bauchgefühle, sondern über
Fakten“. Ähnlich fällt Wolfram
Gums Fazit aus: „Eine spezifi-
sche Vor-Ort-Analyse kann ein
wichtiger Baustein sein, um
rechtzeitig die richtigen Ent-
scheidungen zu treffen, die für
eine möglichst optimale Kinder-
betreuung notwendig sind.“

Standortfaktor
Familienfreundlichkeit

Auch im Landratsamt Starn-
berg findet die Initiative ein po-
sitives Echo. „Wir unterstützen
die Gemeinden natürlich im
Rahmen der gesetzlichen Be-
darfsanalyse“, erläutert Landrat
Karl Roth, „finden es aber außer-
ordentlich begrüßenswert, wenn
Bürgermeister darüber hinaus
aktiv werden, die Erfahrung und
das spezifische Know-how von

Rainer Schnitzler.

Fachleuten nutzen, um so Pla-
nungssicherheit zu gewinnen.“
Die professionelle Analyse der
Kinderbetreuungssituation sieht

Karl Roth.

Roth als Investition in die Zu-
kunft: „Quantitativ angemessene
und qualitativ hochwertige Be-
treuungsangebote, die es Eltern
erleichtern, Familie und Beruf
unter einen Hut zu bringen, sind
ein unverzichtbarer Bestandteil
einer attraktiven kommunalen
Infrastruktur.

Die Bedeutung von Familien-
freundlichkeit wird in Zukunft
als Standortfaktor eher noch an
Bedeutung gewinnen. Sie wird
zu einem der Rezepte, mit der
Landkreise und Gemeinden auf
die demografische Entwicklung
erfolgreich reagieren können.“

100 Millionen Euro
Fördermittel verfügbar

Welch herausragende Bedeu-
tung das Thema Kinderbetreu-
ung bei den Kommunen hat, be-
wies im Mai auch ein Aufruf der
E.ON Bayern AG. Der Energie-
versorger bot drei bayerischen
Gemeinden an, die Kosten für
eine von der MUC-Consulting
erstellte maßgeschneiderte, pra-
xisorientierte Bedarfsanalyse zu
übernehmen. Innerhalb kürzester
Zeit gingen mehr als hundert Be-
werbungen aus ganz Bayern ein.

Kein Wunder, ist die Kinder-
betreuung auch ein finanzieller
Faktor: Weil die Gemeinden in
Unkenntnis des tatsächlichen
Bedarfs zu wenig Kindergärten,
Horte und Kitas bauen, liegen
derzeit rund 100 Millionen Euro
an dafür vorgesehenen Mitteln
ungenutzt auf den Förderkonten
des Freistaats.

Interkulturelle Öffnung der Verwaltung:

Einbürgerung als Chance
Bundeskonferenz der Integrations- und

Ausländerbeauftragten in Duisburg

Die Integrationsbeauftrag-
te der Bundesregierung, Ma-
ria Böhmer, hat dazu aufgefor-
dert, offensiver für Einbürge-
rungen von Ausländerinnen
und Ausländern zu werben.
„Für dieses Willkommen
brauchen wir auch die Verwal-
tungen. Sie müssen flächen-
deckend zu echten Service-
Stellen und Integrationsagen-
turen ausgebaut werden“, er-
klärte die CDU-Politikerin bei
der Bundeskonferenz der Inte-
grations- und Ausländerbeauf-
tragten in Duisburg.

Mehr als 250 Teilnehmer, dar-
unter neben Integrationsbeauf-
tragten aus Kommunen und Län-
dern auch Vertreter der Auslän-
derbehörden und der Sozial- und
Jugendämter, diskutierten zwei
Tage lang zum Schwerpunkt-
Thema „Interkulturelle Öffnung
der Verwaltung - Potenziale nut-
zen, Chancen schaffen“. Erörtert
wurden unter anderem Mentoren-
programme für bessere Bildungs-
chancen und für die Förderung
junger Migranten während des
Studiums.Auch stand die Präsen-
tation erfolgreicher Praxis-Bei-
spiele aus den Bereichen Jugend
und Bildung, Wirtschaft undAus-
bildung, Verwaltung sowie Kul-
tur im Fokus des Interesses.

Wettbewerb um
die besten Köpfe

Böhmer warnte davor, ange-
sichts der Finanz- und Wirt-
schaftskrise die Integration von
Migranten für weniger wichtig
zu halten. Gerade in Zeiten der
Krise müsse das Thema Integra-
tion ganz oben auf der Tagesord-
nung bleiben. Menschen gut zu
integrieren und so den Fachkräf-
temangel zu bewältigen und den
Wettbewerb um die besten Köp-
fe zu bestehen, sei entscheidend
für die Zukunft des Landes.

Zu den großen Herausforde-
rungen in der Integrationspolitik
gehöre vor allem das Thema Bil-
dung, das ihr große Sorgen be-
reite, unterstrich die Integrati-

onsbeauftragte. Um die Bil-
dungschancen von Kindern und
Jugendlichen aus Zuwandererfa-
milien zu erhöhen, brauche es
noch gewaltige Anstrengungen,
mahnte Böhmer. Dazu zähle et-
wa die Sprachförderung in Kin-
dergarten und Schule. Nachdem
alle Bundesländer Sprachstands-
tests eingeführt hätten, komme
es jetzt auf die gezielte Förde-
rung an. In diesem Zusammen-
hang kritisierte Böhmer vorab
festgelegte Förderquoten aus fi-
nanziellen Gründen. Um schon
Kindergärten zu Orten der Bil-
dung zu machen, seien außer-
dem gut ausgebildete Erzieherin-
nen notwendig. Zumindest die
Leitungskräfte sollten über eine
Fachhochschulausbildung verfü-
gen, forderte die Politikerin.

Gegen Einstellungsquote

NRW-Integrationsminister Ar-
min Laschet forderte mehr Parti-
zipation von Zuwanderern gera-
de in kommunalen Verwaltun-
gen. „Die Ämter spiegeln noch
nicht die Realität des Landes“,
sagte der CDU-Politiker auf der
Konferenz. „Deutschland ist kei-
ne Olympiamannschaft, die nur
aus jungen Männern besteht.“
Auch in den Verwaltungen sei
mehr Vielfalt nötig, müsse es
Männer und Frauen, Jüngere und
Ältere, Deutschstämmige und
Menschen mit Zuwanderungs-
geschichte geben. NRW bemühe
sich etwa darum, mehr Polizei-
beamte und Lehrer mit Migrati-
onshintergrund anzuwerben.

Laschet wies darauf hin, dass
im Umgang der Behörden mit Zu-
wanderern „vieles im Argen“ lie-
ge. Konflikte gebe es oft um den
Aufenthaltsstatus, die Förderung
von Spracherwerb oder um die
Beantragung von Amtshilfe. Die
Forderungen von Konferenzteil-
nehmern, den Kommunen eine
Einstellungsquote von 15 Pro-
zent zu empfehlen, wies der Mi-
nister zurück. Die Kommunen
müssten freie Hand bei der Per-
sonalauswahl haben. DK
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(Fortsetzung von Seite 1)
für einen ermäßigten Mehrwert-
steuersatz für das Hotel- und
Gaststättengewerbe ist.

Als „wichtigen ökonomischen
Faktor“ bezeichnete auch der
ehemalige Leistungssportler und
jetzige Vizepräsident des Deut-
schen Olympischen Sportbun-
des, Eberhard Gienger, die
Bedeutung des Sports. Dieser
mache nicht nur Freude, sondern
erzeuge auch Umsatz und
Wertschöpfungswirkungen. Am
Bruttoinlandsprodukt habe die
„Querschnittsbranche“ Sport ei-
nen Anteil von rund 13,2 Milliar-
den Euro - eine Summe, die sich
unter anderem aus den Anschaf-
fungen von Sport-Ausstattung
sowie Geräten und Tickets für
Veranstaltungen zusammensetzt.
In der Europäischen Union si-
chere die Sport-Branche zudem
15 Millionen Arbeitsplätze.

Attraktive Angebote

Georg Hackl, Rennrodel-Le-
gende und Kreisrat aus Berchtes-
gaden, plädierte wiederum dafür,
attraktive Sportangebote nicht
nur in Ballungszentren, sondern
auch für den ländlichen Raum
zur Verfügung zu stellen. Nach-
drücklich unterstützte Hackl die
Bewerbung Münchens als Win-
ter-Olympiastätte im Jahr 2018.

Im Rahmen einer Diskussi-
onsrunde mit dem Tourismusbe-
auftragten der Bundesregierung,
Ernst Hinsken, der Vorsitzenden
des Tourismus-Ausschusses des
Deutschen Bundestages, Marle-
ne Mortler sowie dem bayeri-
schen Finanzstaatssekretär Franz
Josef Pschierer über innovative
Tourismusangebote für Bayern
herrschte Einigkeit darüber, dass
die vielfältige Landschaft beste
Chancen für einen Ausbau des
Tourismus bietet. Mortler forder-
te einen Ausbau der Spitzenposi-
tion Bayerns. „Bayern ist Reise-
land Nummer eins in Deutsch-
land. Es muss seine Stärken als
Sportreiseziel daher weiter er-
kennen, bewerben und fördern“,

v. l: Eberhard Gienger, Hartmut Koschyk, Georg Hackl, Dr. Pe-
ter Ramsauer und Klaus Riegert. Foto: Anton Hötzelsperger

erklärte die Tourismus-Aus-
schussvorsitzende.

Grundsätzlich will die CSU
darauf einwirken, dass in der
nächsten Legislaturperiode die
sporttouristischen Potentiale in
Deutschland weiter erschlossen
werden und die künftige Bun-
desregierung eine Untersuchung
inAuftrag gibt, die eine Bestands-
aufnahme der Chancen, Poten-
tiale und wirtschaftlichen Be-
deutung insbesondere des nach-
haltigen Sporttourismus und
sportlicher Großveranstaltungen
durchführt, um auf der Basis der
gewonnenen Erkenntnisse eine
Stärkung des sportorientierten
Tourismusstandortes Deutsch-
land zu erreichen.

Umweltverträglichkeit

Zudem soll mit diversenAnrei-
zen die Entwicklung und Umset-
zung neuer und praxistauglicher
Lösungen und Modellprojekte
unterschiedlichen Charakters von
Sport und Tourismus gefördert
werden. Dabei sei die Umwelt-
verträglichkeit besonders zu
berücksichtigen. Zusammen mit
allen Institutionen und Fachberei-
chen aus Sport und Tourismus
sind darüber hinaus Mindeststan-
dards, Qualitätskriterien sowie
Fortbildungs- und Umweltstan-
dards für einen sportorientierten
Tourismus zu erarbeiten.

Die touristische Vermarktung
von in Deutschland stattfinden-
den internationalen sportlichen
Großveranstaltungen müsse ins-
besondere durch die Deutsche
Zentrale für Tourismus, deutsche
Kulturinstitute und deutsche di-
plomatische Vertretungen unter-
stützt werden. Außerdem sei die
Ausrichtung sportlicher Groß-
veranstaltungen in Deutschland
weiterhin von der Bundesregie-
rung zu unterstützen und die
deutsche Präsenz bei sportlichen
Großveranstaltungen imAusland
gezielt auch für die touristische
Vermarktung eigener sportlicher
Großveranstaltungen in Deutsch-
land zu nutzen. DK

(Fortsetzung von Seite 1)
Sachwalter ihrer Anliegen hät-
ten. Ob im Bereich der Förder-
schulen, der Werkstätten oder
anderer Einrichtungen - überall
bewiesen die Bezirke ihre in lan-
gen Jahrzehnten erworbene Er-
fahrung und Kompetenz sowie
ihre politische Kraft, sich immer
wieder für die Schwachen in der
Gesellschaft zu Wort zu melden.
Für die Bayerische Staatsregie-
rung sagte Haderthauer zu, an
der stets konstruktiven und ver-
trauensvollen Kooperation mit
dem Verband und den Bezirken
festhalten zu wollen.

Vielfältige Unterstützung

Der erste Vizepräsident des
Verbandes der bayerischen Be-
zirke und oberfränkische Be-
zirkstagspräsident Dr. Günther
Denzler verwies darauf, dass der
Bezirk Kinder und Jugendliche
auf vielfältige Weise unterstütze;
so bekämen diese durch die Lei-
stungen der Eingliederungshilfe
etwa in der Frühförderung wich-
tige Impulse für die weitere Ent-
wicklung. Zudem sei kürzlich in
Hof eine neue Tagesklinik für
Kinder- und Jugendpsychiatrie
sowie -psychotherapie einge-
weiht worden. Darüber hinaus
bilde der Bezirk Oberfranken
junge Menschen in den Kliniken
des Kommunalunternehmens
des Bezirks, den Landwirtschaft-
lichen Lehranstalten oder auch
der Lehranstalt für Fischerei aus.
Jugendarbeit sei in Oberfranken
aber auch eine Eliteförderung.
Als wegweisendes Beispiel
nannte Denzler hier die Interna-
tionale Musik- und Begegnungs-
stätte des Bezirks, das Haus
Marteau in Lichtenberg.

Eingehend auf aktuelle Ver-
bandsfragen bemerkte Denzler,
dass es wünschenswert sei, auch
bei der Hilfe zur Pflege zu einer
Bündelung der Aufgaben zu
kommen. Nach ersten Ge-
sprächen im bayerischen Sozial-
ministerium sehe er realistische
Chancen, dieses Ziel zu errei-
chen. Dagegen halte er eine Her-
abzonung der stationären Hilfe
zur Pflege nicht für sinnvoll.
Dies würde zu einer Zersplitte-
rung von Zuständigkeiten und
damit letztlich auch zu höheren
Kosten führen.

Ausgleichsmasse erhöhen

Denzler zufolge liegen auch
vor der dritten kommunalen
Ebene schwierige Jahre. Der
Einbruch der Umlagekraft bei
den Kommunen werde die Be-
zirke im Jahre 2011 massiv tref-
fen. Deshalb müsse der Freistaat
Bayern spätestens in zwei Jahren
die landesweite Ausgleichsmas-
se nach Art. 15 FAG deutlich er-
höhen. Denn nur auf diese Weise

könnten die finanziellen Folgen
für die Bezirke und die Umlage-
zahler zu einem Teil kompensiert
werden.

Im Rahmen einer Podiumsdis-
kussion sprach die Ministerialdi-
rektorin im Bayerischen Staats-
ministerium für Umwelt und Ge-
sundheit, Karolina Gernbauer,
von der Notwendigkeit, die am-
bulante Versorgung in der Kin-
der- und Jugendpsychiatrie aus-
zubauen und zu verbessern.
Während die klinischen Struktu-
ren hier bedarfsgerecht vorhan-
den seien, gebe es einen weiteren
Verbesserungsbedarf insbeson-
dere bei der teilstationären Ver-
sorgung. Hier gelte es im engen
Schulterschluss zwischen der
Bayerischen Staatsregierung und
der dritten kommunalen Ebene
nach zukunftsweisenden Lösun-
gen zu suchen, die insbesondere
der steigenden Zahl an Hilfesu-
chenden gerecht werde. Aus-
drücklich lobte Gernbauer das
vielfältige Engagement der Be-
zirke auf diesem Gebiet.

Bildungssituation verbessern

Eine umfassende Reform des
Bildungswesens sowie die Ver-
besserung der Rahmenbedingun-
gen an Bayerns Schulen, die eine
Förderung aller Kinder nach
ihren Fähigkeiten und Neigun-
gen berücksichtigt, forderte der
Vorsitzende des Ausschusses für
Bildung, Jugend und Sport des
Bayerischen Landtags, Hans-Ul-
rich Pfaffmann.

Gerade die Benachteiligung
von Kindern aus bildungsfernen
Familien sei ein Problem, dem
sich auch die Bezirke stellen
müssten. Das betreffe auch und
insbesondere Kinder mit Migra-
tionshintergrund, deren Anteil in
allen Schulen Bayerns steige.

Die Behindertenbeauftragte
der Bayerischen Staatsregierung,
Irmgard Badura, erinnerte an die
im März dieses Jahres in Kraft
getretene UN-Konvention über
die Rechte von Menschen mit
Behinderungen. Darin werde
festgeschrieben, Menschen mit
Behinderungen eine uneinge-
schränkte Teilnahme am Leben
zu ermöglichen, was insbeson-
dere die Bildungspolitik betreffe.

(Fortsetzung von Seite 1)
Als Sonnenstrahl im Dunkel er-
scheint daher das gemeinsame
Projekt sowohl der AOK Bayern
als auch des Medizinischen
Dienstes der Krankenversiche-
rung (MDK) in Bayern. Sie ha-
ben ein Konzept initiiert, das mit
definierten Standards sowohl die
Qualität der Verordnungen als
auch des Genehmigungsverfah-
rens bei der Hilfsmittelversor-
gung behinderter Kinder deutlich
verbessern soll. Im Vordergrund
steht dabei eine verbesserte
Kommunikation zwischen den
am Versorgungsprozess beteilig-
ten Parteien, aber auch Elemente
zur Prüfung des Versorgungser-
gebnisses sind eingearbeitet. Die
Verordnung von Hilfsmitteln soll
damit erleichtert und individuelle
Erfordernisse besser berücksich-
tigt werden.

Die Beauftragten kamen zu
dem Ergebnis, dass damit nur ein
kleiner Schritt getan ist. Umfas-
sende zielführende Versorgung
mit Hilfsmitteln ist nur gegeben,
wenn Mediziner, Techniker, The-

Sport und Tourismus...

Bezirke und Jugend... So müsse auch behinderten Kin-
dern der gleichberechtigte Zu-
gang in Regelschulen offen ste-
hen. Die Konvention sage indes
nicht, dass die Förderschule des-
halb aufgegeben werden müsse.
Wichtig sei aber, dass die Ent-
scheidung über die Art der
Schullaufbahn künftig bei den
Betroffenen oder deren Erzie-
hungsberechtigten liegen solle.
Hier seien der Freistaat Bayern
und damit auch die Bezirke ge-
fordert, diesen Anpassungspro-
zess zu begleiten.

Lebenslanges Lernen

Martina Kobriger, Präsidentin
des Bayerischen Jugendrings,
stellte ihrerseits fest, dass die Be-
zirke vieles unternähmen, dem
gesellschaftlichen Stigma einer
Behinderung oder Benachteili-
gung junger Menschen entgegen
zu wirken. Sie hob die gute Zu-
sammenarbeit mit dem Bayeri-
schen Jugendring hervor. Dr.
Harald Ebert, Leiter der Don-
Bosco-Berufsschule in Würz-
burg, stellte seinen Podiumsbei-
trag unter das Leitwort: „Jeder
wird gebraucht, niemand darf
aufgegeben werden.“ Aus der
Sicht des Praktikers im täglichen
Umgang mit behinderten oder
benachteiligten jungen Men-
schen sei es unerlässlich, hier ei-
ne Strategie des lebenslangen
Lernens vorzugeben. Nur dann
sei die Förderung der Teilnahme
am Arbeitsleben und damit auch
am gesellschaftlichen Miteinan-
der auf Dauer von Erfolg ge-

krönt. Diesem Anspruch müs-
sten sich gerade auch die Berufs-
schulen Tag für Tag stellen.

Verbandspräsident Manfred
Hölzlein hatte zuvor die vielfäl-
tigen Angebote der dritten kom-
munalen Ebene von der Frühför-
derung über die Berufsausbil-
dung, von der Kulturarbeit über
die Eingliederungshilfe bis hin
zur Psychiatrie hervorgehoben.
Ob Jugendkulturtage, integrative
Jugendarbeit, ob im Bereich der
Medienfachberatungen oder der
Fachberatungen für Rock, Pop
und Jazz - überall setzten die Be-
zirke Akzente. Auch die Um-
weltbildung sei ein Schwer-
punktbereich jugendspezifischer
Angebote.

Lob für Förderschulen

Auf dem Feld der schulischen
Hilfen verwies der Verbandsprä-
sident auf das bezirkliche Enga-
gement der Berufsfachschulen,
der Schulen für behinderte Kin-
der und Jugendliche sowie der
Schulen für Kranke – etwa jene
im Bezirkskrankenhaus Lands-
hut, die derzeit erweitert wird.
Besonders hob Hölzlein den
Charakter und das Wirken der
Förderschulen hervor, die „nicht
zu Restschulen degradiert wer-
den dürfen“. Im Gesamtangebot
kämen hier auch den Integrati-
onshelfern wichtige Aufgaben
zu. Sie begleiteten betroffene
Kinder auf dem Schulweg und
sorgten dafür, dass diese den
Schulalltag so gut wie möglich
bewältigen können. DK

Verbandspräsident Manfred Hölzlein, Sozialministerin Christine
Haderthauer und Vizepräsident Dr. Günther Denzler (v. l.) auf
der Verbandsversammlung der bayerischen Bezirke.

Im Dschungel...
rapeuten und auch die Eltern so-
wie die Betroffenen selbst im
Verfahren gleichberechtigte Part-
ner sind. Bis dahin ist es noch ein
schwieriger Weg, den die kom-
munalen Behindertenbeauftrag-
ten gemeinsam mit der Landes-
beauftragten begleiten werden.

Austausch und Vernetzung

Den Beauftragten dient das
Treffen einerseits zum Aus-
tausch untereinander, gleichzei-
tig werden Projekte aus den
Kommunen vorgestellt die als
Best-Praktice-Beispiele in Bay-
ern wirken. So wurde der Kri-
sendienst Bayreuth/Kulmbach,
das Internetportal „Hürdenlos“
aus dem Landkreis Neustadt a. d.
Aisch sowie das Bustraining für
Senioren aus dem Landkreis
Berchtesgadener Land vorge-
stellt. Die Ärgernisse mit der
Deutschen Bundesbahn im Be-
zug auf den Mobilitätsservice
begleiteten die Veranstaltung, ei-
ne Teilnehmerin berichtete über
den aktuellen Sachstand.

Tag der Franken in Bad Windsheim:

Ein starkes Stück Bayern
Ministerpräsident Horst See-

hofer hat beim „Tag der Fran-
ken“ in Bad Windsheim Franken
als Region mit eigenem Charak-
ter, eigener großer Geschichte
und Tradition gewürdigt. Seeho-
fer: „Franken ist ein starkes
Stück Bayern. Was Franken so
besonders macht, sind nicht nur
seine Kultur mit der Dürerstadt
Nürnberg, der Wagnerstadt Bay-
reuth oder mit Würzburg und
seiner Residenz. Das sind auch
die leistungsfähige und innovati-
ve Wirtschaft Frankens, die her-
vorragend vernetzten Hochschu-
len, aber vor allem die Men-
schen in Franken mit ihrem En-
gagement, ihrer Tatkraft und
ihrem Selbstbewusstsein.“

Boomregion Bayerns

Die Stärke Bayerns liegt nach
den Worten Seehofers im Zu-
sammenhalt der Landesteile und
der Menschen. Er erinnerte dar-
an, dass Franken mit seinen Er-
folgen in den letzten Jahren so
manche Region in Deutschland
überflügelt hat. So stieg das
Bruttoinlandsprodukt zwischen
1997 und 2007 im Raum Fran-
ken um 29 Prozent, in Deutsch-
land hingegen nur um 26 Pro-
zent. Auch die Arbeitslosenquo-
te ist laut Seehofer im Juni 2009
mit 4,4 Prozent in Unterfranken,
5,5 Prozent in Mittelfranken und
5,6 Prozent in Oberfranken im
Vergleich zu bundesweit 8,1 Pro-

zent erfreulich stabil. Seehofer:
„Gerade in der Wirtschafts- und
Finanzkrise gilt unser ganzes
Handeln den Arbeitsplätzen für
die Menschen.“ Die Staatsregie-
rung unterstützt nach den Worten
Seehofers gerade auch die frän-

kischen Regionen tatkräftig,
zum Beispiel durch Darlehen aus
dem Bayerischen Mittelstands-
kreditprogramm, durch Förder-
gelder für die regionale Vernet-
zung von Wirtschaft, Forschung
und Ausbildung, durch hohe In-
vestitionen in die Bildung sowie
durch im Ländervergleich sehr
hohe Zuwendungen für die ge-
werbliche Wirtschaft und die
Kommunen.
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guten Bankberater?“

buch heute noch sicher?“
„Wo bekomme ich eine „Mit welcher Anlagestrategie erziele ich die beste Rendite?“
?“ faire Beratung?“ „Wird sich der Finanzsektor wieder erholen?“

und unter meinem
am sichersten?“

wieder eine gute Rente?“

„Welche Anlageform ist für mich am besten?“

„Wie kann ich die Finanzkrise umgehen?“

ch mit meiner Altersvorsorge um?“
en guten Bankberater?“ „Wird sich der Finanzsektor wieder erholen?“
auch in 20 Jahren noch was wert?“

Sparkassen-Finanzgruppe

Wir kennen nicht nur jeden,
der uns sein Geld anvertraut.
Sondern auch jeden,
dem wir Geld anvertrauen.
Sparkassen betreuen ihre Kunden vor Ort zumeist seit vielen Jahren. Dadurch können sie Kredite an Unternehmen sowie
Privatkunden mit Augenmaß vergeben. Denn Sparkassen wollen, dass ihre Kreditnehmer die Belastungen auch tragen
können und in der Lage sind, das Geld zurückzuzahlen. Mit diesem soliden Geschäftsmodell tragen sie wesentlich zu
stabilen Verhältnissen in den Regionen bei.

DemWohlstand ihrer Region und den dort lebendenMenschen verpflichtet: die Sparkassen.Gut für Sie – und gut für die
Region.

Antworten zur Finanzkrise.

Stellen Sie uns jetzt Ihre Frage
n –

in Ihrer Sparkasse oder online
unter

www.gutfuerdeutschland.de

Bayerischer Sparkassentag in Schweinfurt:

Bestätigtes Geschäftsmodell
Verbandspräsident Dr. Siegfried Naser: „Keine Kreditklemme“

Plädoyer für Landesbankenkonsolidierung

Die bayerischen Sparkassen sind auch nach ihrem weitgehen-
den Rückzug aus der BayernLB für eine Fusion unter den
Landesbanken. „Auch wenn wir unsere Mitgestaltungsmacht
an der strategischen Ausrichtung der BayernLB verloren ha-
ben, dürfen wir darauf hinweisen, dass Sparkassen weiterhin
eines oder mehrere starke Spitzeninstitute brauchen“, stellte
der Geschäftsführende Präsident des Sparkassenverbandes
Bayern, Siegfried Naser, vor rund 900 Vorstandsmitgliedern,
Vertretern der kommunalen Träger, der kommunalen Spitzen-
verbände und Finanzinstitutionen sowie den Verbundpartnern
der Sparkassen-Finanzgruppe auf dem Bayerischen Sparkas-
sentag in Schweinfurt fest. „Wir halten daher eine Landesban-
kenkonsolidierung nach wie vor für richtig.“ Zuletzt war des
öfteren über eine Fusion mit der Landesbank Baden-Würt-
temberg (LBBW) diskutiert worden.

Die bayerischen Sparkassen
sehen sich durch die internatio-
nale Finanzkrise in ihrem Ge-
schäftsmodell bestätigt. In den
kommenden zehn Jahren könne
niemand mehr ernsthaft nach
Privatisierung oder Vertikalisie-
rung der Sparkassen rufen.
Selbst der kritische Sachverstän-
digenrat zur Begutachtung der

legten die bayerischen Sparkas-
sen bei der Mittelstandsfinanzie-
rung im Jahresverlauf 2008 so-
wohl bei den Zusagen als auch
bei den Darlehensauszahlungen
mit einem Plus von mehr als 10
% deutlich zu. Insgesamt konn-
ten Unternehmen und Selbst-
ständige damit durch die bayeri-
schen Sparkassen über 8,3 Milli-

„Das Sparkassenwesen hat
sich gerade in der gegenwärtigen
Finanzmarktkrise bewährt. Die
Bayerische Staatsregierung be-
kennt sich daher klar zum öffent-
lichen Auftrag der Sparkassen
und zu ihrer öffentlich-rechtli-
chen Rechtsform. Jeglichen Pri-
vatisierungsversuchen seitens
der EU-Kommission erteile ich
eine klare Absage. Sobald die
neue EU-Kommission eingesetzt
ist, werde ich mich beim zustän-
digen EU-Wettbewerbskommis-
sar dafür einsetzen, dass die
Kommission ihre ordnungspoli-
tisch verfehlte Position hier
überdenkt“, sagte Innenminister
Joachim Herrmann.

Verfehlte Position

Die derzeit zuständige EU-
Wettbewerbskommissarin Nee-
lie Kroes hatte sich dahin gehend
geäußert, dass das deutsche
Drei-Säulen-Modell aus Spar-
kassen, Genossenschaftsbanken
und Privatbanken überholt sei.
Herrmann: „Diese Position kann
ich nicht nachvollziehen. Die
Bedeutung des Geschäftsmo-
dells ‚Sparkasse’hat in der Welt-
finanzkrise eher zu- als abge-
nommen. Die Sparkassen stehen
für Soziale Marktwirtschaft kon-
tinentaleuropäischer Prägung
und nicht für zügelloses, unregu-
liertes Gewinnstreben nach dem
Vorbild amerikanischer Invest-
mentbanken. Grundlage unserer
Sparkassenpolitik in Bayern ist
daher, dass die Sparkassen kei-
nen Selbstzweck verfolgen, son-
dern stets einer übergeordneten
Zielsetzung verpflichtet sind.

Öffentlicher Auftrag

Mit der Erfüllung dieses öf-
fentlichen Auftrags sei das Re-
gionalprinzip und damit die de-
zentrale Unternehmensstruktur
der Sparkassen eng verbunden.
Dies habe den Vorteil, dass die
75 bayerischen Sparkassen mit
ihren über 2.500 Zweigstellen
individuelle Entscheidungen
vor Ort treffen können. Dabei
hätten die Sparkassen vor allem
für den Mittelstand eine große
Bedeutung: „Gegenwärtig gilt
es, die bayerische Wirtschaft in
der globalen Finanzmarktkrise
zu stützen. Ich gehe davon aus,
dass das Konjunkturpaket II des
Bundes und unser bayerisches
Sonderprogramm zur Stärkung
der Konjunktur und des Mittel-
standes hier schnell und kraft-
voll wirken werden“, hob Herr-
mann hervor.

Neben einer nachhaltigen Mit-
telstandspolitik mit guten Stan-
dortbedingungen seien aber auch
gute Finanzierungsbedingungen
entscheidend. Und hier komme
den Sparkassen in Bayern eine
unverzichtbare Schlüsselrolle zu:
Über 30 Prozent der Kredite an
Selbständige würden heute von
Sparkassen ausgereicht. Somit
profitiere der Mittelstand von
dem grundsoliden Geschäftsmo-
dell einer Sparkasse, sagte der
Innenminister.

Mechanismen verstehen

Prof. Dr. Bernd Rudolph vom
Institut für Kapitalmarktfor-
schung und Finanzierung, Lud-
wig-Maximilians-Universität
München, erklärte, die interna-
tionale Finanzkrise habe die
Dringlichkeit von Veränderun-
gen im Verhalten vieler Finanz-
intermediäre deutlich gemacht.
Die Krise belege aber auch, dass
die Ansätze der Regulierung und
Kontrolle des Finanzsystems
überdacht und verändert werden
müssen, wenn die Bankenauf-
sicht in Zukunft das Eintreten sy-

stemischer Risiken verhindern
soll. Dazu müssten die Wir-
kungsmechanismen des Risi-
komanagements der Banken
besser verstanden werden. Die
neuen Regeln und Steuerungs-
mechanismen dürften nicht an
den verfolgten Zielsetzungen
vorbeiführen und möglicherwei-
se sogar wieder zyklusverstär-
kend oder anderweitig kontra-
produktiv wirken.

Gegenentwurf

Nach Auffassung von Prof. Dr.
Burkhard Schwenker, Chief
Executive Officer der Roland
Berger Strategy Consultants
GmbH, bietet die Krise eine wei-
tere Chance für Europa, die weit
über die wirtschaftliche Ent-
wicklung der nächsten Monate
hinausgeht, denn: „Sie hat ge-
zeigt, dass das amerikanische
Managementmodell, das die
Welt über viele Jahrzehnte hin-
weg dominiert hat, in weiten Tei-
len gescheitert ist und wir jetzt
die Chance haben, einen eu-
ropäischen Gegenentwurf einer
überlegenen Unternehmens-
führung zu positionieren.“

Rückbesinnung

Schwenker zufolge haben die
Sparkassen „schon vor der Krise
einen guten Job gemacht“. In der
Krise würden sie ihrer Verant-
wortung gerecht, in dem sie das
Kreditvolumen nicht nur nicht
zurückgefahren, sondern sogar
ausgeweitet hätten. Schwenker
bezeichnete die Krise vor allem
auch als „eine fundamentale Be-
drohung all dessen, was wir uns
in den letzten Jahren erarbeitet
haben. Aber immerhin, sie rückt
Dinge gerade, führt zu alten, gu-
ten Werten zurück und auf die
Stärken, die uns schon einmal
stark gemacht haben“. DK

gesamtwirtschaftlichen Lage ha-
be erklärt, dass sich die die Spar-
kassen - obwohl auch sie Bela-
stungen zu verkraften hätten -
mit ihrem breiten Privatkunden-
und Mittelstandsgeschäft in der
Krise als „Risiken abschirmend“
und damit „stabilisierend“ er-
wiesen hätten.

Weniger Gewinn

Die Sparkassen mussten im
vergangenen Jahr in Zusam-
menhang mit der Krise bei der
BayernLB 520 Millionen Euro
abschreiben. Der Gewinn der
Sparkassen sank von 272 Mil-
lionen Euro im Vorjahr auf 175
Millionen Euro. Die Landes-
bank war durch Fehlspekulatio-
nen am US-Hypothekenmarkt
in den Strudel der Finanzkrise
geraten und hatte 2008 einen
Verlust von 5,1 Milliarden Euro
eingefahren. Der Freistaat hatte
die Bank daraufhin mit rund
zehn Milliarden Euro stützen
müssen. Da sich die Sparkassen
nicht daran beteiligten, sank ihr
Anteil an der BayernLB von 50
auf rund 6 Prozent.

Wie Naser weiter ausführte,

arden Euro an neuen Kreditmit-
teln verfügen. Auch im Jahr
2009 setze sich dieser Trend fort:
Bis zum April diesen Jahres sei-
en die Kreditzusagen um 6,7 %
und die Auszahlungen um 6,2 %
an Unternehmen und Selbständi-
ge gestiegen. „Bei uns gibt es al-
so keine Kreditklemme“, folger-
te der Sparkassenpräsident.

„Leben findet Innenstadt“

Die bayerischen Sparkassen
haben 2008 rund 160 Mio. Euro
an Existenzgründungsdarlehen an
1.730 Existenzgründer ausgege-
ben und damit mitgeholfen, 5.000
bis 7.000 neue Arbeitsplätze in
Bayern zu schaffen. Die Sparkas-
sen sehen sich Naser zufolge
auch in der Mitverantwortung,
die Kommunen in dem Bemühen
zu unterstützen, die Städte weiter-
hin attraktiv zu gestalten. Mit
dem Modellvorhaben „Leben fin-
det Innenstadt“ habe das Bayeri-
sche Innenministerium wichtige
Akzente gesetzt, die von den
Sparkassen nachhaltig mitgetra-
gen werden. Im Modellvorhaben
waren bereits zehn bayerische
Sparkassen beteiligt.

Sparkassenpräsident Dr. Siegfried Naser.

Absicherung der Landesbanken:

Nicht auf Kosten der
Sparkassen!

Erklärung der kommunalen Spitzenverbände Deutschlands

In einer gemeinsamen Erklärung der kommunalen Spitzen-
verbände Deutschlands wird ausdrücklich begrüßt, dass die
Bundesregierung eine weitere Möglichkeit zur Auslagerung
von Risikopositionen auch für Landesbanken schaffen will. Die
Kommunen halten es aber für nicht akzeptabel, dass Sparkas-
sen als Eigentümer von Landesbanken und Aktionäre von bör-
sennotierten Kreditinstituten ungleich behandelt werden, wie
es der jüngst vom Kabinett verabschiedete Entwurf für ein Fi-
nanzmarktstabilisierungsfortentwicklungsgesetz vorsieht. Die
kommunalen Spitzenverbände fordern deshalb, die Haftungs-
regeln im Gesetzgebungsverfahren entsprechend zu ändern.

„Um ihre Handlungsfähigkeit
sicherzustellen, dürfen die Spar-
kassen weder überfordert noch
benachteiligt werden. Es gibt kei-
nen überzeugenden Grund dafür,
dass die Sparkassen als Mitei-
gentümer der Landesbanken für
Verluste der Bad Bank voll haften
sollen, Aktionäre von Privatban-
ken dagegen nur auf zukünftige
Ausschüttungen verzichten. Wir
sehen die erhebliche Gefahr, dass
dadurch die Stabilität der Spar-
kassen sowie ihre Kreditverga-
bemöglichkeit für den Mittel-
stand gefährdet wird“, betonten
die Präsidentin des Deutschen
Städtetages, Oberbürgermeisterin
Petra Roth, der Präsident des
Deutschen Landkreistages, Land-
rat Hans Jörg Duppré, und der
Präsident des Deutschen Städte-
und Gemeindebundes, Oberbür-
germeister Christian Schramm.

Die kommunalen Sparkassen
haften bereits jetzt voll mit ihrem
in den Landesbanken investierten
Vermögen. Sie seien zudem be-
reit, wie dies auch bei privaten
Kreditinstituten vorgesehen ist,
die zukünftig an die Anteilseigner

auszuschüttenden Beträge zum
Ausgleich von Verlusten der künf-
tigen „Bad Bank“ zu verwenden.
Eine weitergehende Mithaftung
sei dagegen ausgeschlossen.

Die kommunalen Sparkassen
seien ein stabilisierender Faktor
in der Wirtschaftskrise und leiste-
ten einen erheblichen Beitrag zur
Stärkung des deutschen Finanz-
systems. So erfolgte die Risiko-
abschirmung der Hypo Real Esta-
te und der IKB auch unter Beteili-
gung der kommunalen Sparkas-
sen. Darüber hinaus schulterten
die Sparkassen als Miteigentümer
Belastungen aus der Entwicklung
bei den Landesbanken in Milliar-
denhöhe.

Die Sparkassen garantierten mit
ihrem Engagement den wirt-
schaftlichen Erfolg ganzer Regio-
nen und versorgten insbesondere
die mittelständische Wirtschaft
mit Krediten. Dies dürfe nicht
leichtfertig aufs Spiel gesetzt wer-
den, indem ihnen ein Konsolidie-
rungsanteil aufgebürdet wird, der
deutlich höher ausfällt als der
von Privataktionären“, so die Prä-
sidenten abschließend. KI.

Sparkassenmedaille in Gold an
Landesobmann Alois Hagl

Anlässlich des Bayerischen Sparkassentages in Schweinfurt
erhielt der scheidende Landesobmann Alois Hagl die höchste
Auszeichnung der bayerischen Sparkassen: die Sparkassenme-
daille in Gold. Wie der Geschäftsführende Sparkassenpräsident
Dr. Siegfried Naser bei der Verleihung erklärte, bedankten sich
die bayerischen Sparkassen damit für Hagls herausragende
Verdienste um die bayerische Sparkassenorganisation. DK
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Wer viel stemmen möchte,
braucht gute Konditionen.
Attraktive Kredite für Gebietskörperschaften und Zweckverbände

Wir machen Sie stark für Investitionen im kommunalen Bereich. Wir beraten
Sie hinsichtlich möglicher Optimierungen Ihres Kreditportfolios. Und wir helfen
Ihnen, die passende Kombination aus Kommunalkredit und kommunalem
Förderkredit zu finden. Was auch immer Sie vorhaben: Gemeinsam werden
wir es stemmen.

Das Förderinstitut der BayernLB

Weitere Informationen finden Sie unter: www.bayernlabo.de

Neues Kundenbindungskonzept
Hotel Bayern Vital mit Mehrwert für Mitarbeiter der
Sparkassen-Finanzgruppe und für Sparkassenkunden

Sparkassenkunden und Mitarbeiter der Sparkassen-Finanz-
gruppe erhalten je Übernachtung mit Halbpension im Hotel
Bayern Vital, Bad Reichenhall, einen Rabatt von 15 Euro, so-
fern eine Kontoverbindung zu einer Sparkasse besteht. Als
Nachweis dienen Giro-/EC-/Kreditkarte oder die Vorlage eines
entsprechenden Kontoauszuges. Zusätzlich wird für die Mitar-
beiter der bayerischen Sparkassen und Verbundpartner ein
vierprozentiger Preisnachlass angerechnet. Mit diesem Mehr-
wert positioniert sich das Freizeit- und Familienhotel im Som-
mer 2009 als preiswertes Urlaubsdomizil inmitten der Berch-
tesgadener Alpen.

Für Sparkassen, Verbundpart-
ner und sonstige Einrichtungen
bietet das Hotel Bayern Vital
darüber hinaus ganzjährige
preisgünstige Wochenpauscha-
len für Betriebsjubilare an
(sechs Übernachtungen/HP für
zwei Erwachsene kosten dann
nur 399 Euro). Voraussetzung
ist, dass die Bezahlung über den
Arbeitgeber erfolgt. Das Hotel
Bayern Vital versteht sich darü-
ber hinaus auch als gesellschaft-
licher Treffpunkt für Tagungen,
Seminare, Familienfeiern und
Betriebsfeste.

Erleben und Wohlfühlen

Es gibt nur wenige Orte in
Europa, an denen Natur, Kultur,
Sport und Gesundheit so nah
zusammen liegen. Eingebettet
in die grandiose Kulisse der
Berchtesgadener Alpen und in
der Nachbarschaft der Weltstadt
Salzburg befindet sich das Hotel
Bayern Vital der bayerischen
Sparkassenorganisation. Das
Vier-Sterne-Haus versteht sich
weniger als reiner Anbieter von
Unterkunft und Verpflegung im
Umfeld imposanter Bergkulis-
sen, sondern versucht vielmehr
durch Erlebnis- und Wohl-

fühlaktionen den Aufenthalt für
die Gäste so angenehm und ab-
wechslungsreich wie möglich
zu gestalten. Mit dem neuen
Mehrwert- und Preiskonzept
wird zugleich die Bindung zu
Sparkassenkunden und Mitar-
beitern gestärkt.

Lohnende Reise

2009 feiert Bad Reichenhall
das 850-jährige Jubiläum mit
vielen Festlichkeiten. Die Stadt
blickt auf eine über 4000 Jahre
alte Salzgeschichte zurück. Eine
Geschichte, die überall im Ort
erlebbar und spürbar ist. Eine
Reise in die Kurstadt lohnt sich
auf jeden Fall. Das Hotel ist in
ruhiger Lage nahe der Ruper-
tus-Therme gelegen und verfügt
über 89 gut ausgestattete Zim-
mer, ein gepflegtes Restaurant
und eine ansprechende Lounge
auf der Panorama-Dachterrasse.

Kultur, Wellness und kulinari-
sche Genüsse vereint das Som-
mer-Special „Der Thumsee
brennt“ vom 9. bis 12. Juli
2009. Im Preis von 195 Euro
pro Person sind drei Übernach-
tungen, Frühstück, zwei Mal
Halbpension, ein Drei-Gang-
Menü, die Eintrittskarte zum

Sommernachtskonzert am Thum-
see inklusive Transfer sowie ei-
ne Hot-Stone-Massage enthal-
ten. Das Pauschalangebot „Wan-
derfreunde“ (vier Ü/HP) kostet
190 Euro pro Person und gilt bis
Ende Oktober. Familien (zwei
Erwachsene und zwei Kin-
der) können ganzjährig sechs

Ü/HP ab 479 Euro buchen oder
das Spezialangebot „Familien-
vergnügen 2009“ nutzen (siehe
Anlage). Rabatte für Sparkas-
senkunden und Mitarbeiter der
S-Finanzgruppe sind nicht zu-
sätzlich auf die Angebote an-
wendbar.

Herbert Feldinger, der neue
Hotelleiter, und sein Team hal-
ten ständig weitere attraktive
und abwechslungsreiche Speci-
als und Events bereit.
Weitere Infos unter www.
hotel-bayern-vital.de oder Tel.
08651-706-0.

DSGV-Präsident Haasis zur Finanzmarktstabilisierung:

Für Sparkassen keine
neuen Haftungspflichten

Der Deutsche Sparkassen- und Giroverband (DSGV) hat sich
dagegen ausgesprochen, Sparkassen über die heutigen Ver-
pflichtungen hinaus neue Haftungsverpflichtungen zur Fi-
nanzmarktstabilisierung aufzuerlegen.

„Die Sparkassen sind die sta-
bile Säule im deutschen Fi-
nanzmarkt. Sie brauchen keine
Staatshilfe, sondern zahlen in
Milliardenhöhe Steuern. Und
sie gewährleisten die Kreditver-
sorgung der Unternehmen. Die
Sparkassen werden aber über-
fordert, wenn man sie jetzt über
ihre übernommenen Pflichten
hinaus noch weitergehend für
Landesbanken in Anspruch neh-
men will“, sagte Heinrich Haa-
sis, Präsident des DSGV.

Die Sparkassen, so Haasis,
hätten Verständnis dafür, dass
der Bund möglichst keine La-
sten bei Landesbanken tragen
wolle. Deshalb habe man vorge-
schlagen, die betroffenen Ban-
ken selbst entstehende Lasten
aus künftigen ausschüttungs-
fähigen Gewinnen abarbeiten
zu lassen.

Haasis kritisierte, dass Spar-
kassen als Mitträger von Lan-
desbanken deutlich schlechter
gestellt werden als Aktionäre
von privaten Kreditinstituten.
„Niemand verlangt Aktionären
von privaten Banken neue Haf-
tungserklärungen als Vorausset-
zung für staatliche Hilfen ihrer
Bank ab. Bei Sparkassen wird
dies jedoch erwartet. Das halten
wir für eine willkürliche Un-
gleichbehandlung.“

Haasis trat zudem Darstellun-
gen entgegen, die Sparkassen
müssten bei den geplanten Bad
Banks nur im Rahmen ihrer oh-
nehin geltenden Gewährträger-
haftung eintreten. „Das stimmt
nicht. Die Gewährträgerhaftung
ist eine zeitlich und betrags-
mäßig begrenzte Ausfallhaftung
für den Fall der Insolvenz. Sie
wird nunmehr im Gesetz ver-
schärft sowie in der Dauer und
in der Höhe massiv ausgeweitet.
Zu den bereits eingegangenen
Pflichten stehen die Sparkassen
ohne Wenn und Aber. Darum
geht es gar nicht.“

Notwendige Stabilisierung

Sparkassen und die hinter ih-
nen stehenden Kommunen wer-
den jetzt im Einzelfall prüfen,
was ein möglicher Wunsch einer
Landesbank, toxische Papiere
oder nichtstrategische Ge-
schäftsbereiche auf eine Ab-
wicklungsanstalt zu übertragen,
für sie selbst bedeute. „Im Zwei-
fel müssen die Stabilität der
Sparkassen und die Fähigkeit zur
Vergabe von neuen Krediten
Vorrang haben. Das sind wir un-
seren Kunden schuldig.“ Haasis
sagte, er sehe die Gefahr, dass
unter diesen Umständen Vor-
stände und Verwaltungsräte eine
solch neue und die Sparkassen
unter Umständen gefährdende
Haftung nicht übernehmen könn-
ten. Die notwendige Stabilisie-
rung des Finanzmarktes werde
dadurch nicht erreicht.

Möglichkeiten der
Bilanzbereinigung

Zum Hintergrund: Der derzeit
im Gesetzgebungsverfahren be-
findliche Entwurf sieht zwei
Möglichkeiten der Bilanzberei-
nigung für die von der Finanz-
marktkrise betroffenen Banken
vor: Abwertungsbedrohte struk-
turierte Wertpapiere können in
eine von der auslagernden Bank
gegründete Zweckgesellschaft
überführt werden (Zweckge-
sellschafts- oder SPV-Lösung).
Darüber hinaus erhalten Banken
mit dem Konsolidierungsban-
kenmodell die Möglichkeit, Ri-
sikopositionen und nichtstrate-
gische Geschäftsbereiche in ei-
ne Abwicklungsanstalt beim
SoFFin einzuliefern.

Bei der Zweckgesellschafts-
lösung muss die auslagernde
Bank aus den Ausschüttungen
die Differenz zwischen dem
Übertragungswert und dem

Fundamentalwert in 20 gleichen
Jahresraten an die Zweckgesell-
schaft erstatten. Im Konsolidie-
rungsbankenmodell gilt ent-
sprechendes, sofern das einlie-
fernde Institut eine börsenno-
tierte Bank mit breitem Ei-
gentümerkreis ist. Sofern es
sich um eine Landesbank han-
delt, sollen deren Eigentümer,
in der Regel Länder und Spar-
kassen, eine zusätzliche Haf-
tungserklärung abgeben. Die
Länder müssen Verluste sofort
ausgleichen, die Sparkassen,
wenn die Verluste ihre Aus-
schüttung übersteigen.

Breitband:

EU-Kommission genehmigt
verbesserte Förderung

Zeil: „100.000 Euro pro Gemeinde für
den Breitbandausbau“

Doppeltes Fördergeld für den Breitbandausbau: Die Eu-
ropäische Kommission hat die neuen Förderbedingungen
für den Breitbandausbau in Bayern genehmigt. Wirt-
schaftsminister Martin Zeil: „Ab heute können wir Investi-
tionen von Gemeinden in den Breitbandausbau mit einem
Höchstbetrag von 100.000 Euro fördern. Das ist doppelt so
viel wie bisher.“

„Genehmigt wurde auch der neue Fördersatz von 70 Pro-
zent“, so Zeil. „Damit ermöglichen wir auch den finanz-
schwächeren Kommunen, das schnelle Internet auszubauen.“
Mit den neuen Förderbedingungen werde der Zugang zum
Breitbandinternet gerade für Menschen in den ländlichen Ge-
bieten noch stärker vorangetrieben. „Nun ist es an den Kom-
munen, das Angebot zu nutzen. Je schneller sie aktiv werden,
desto schneller werden die weißen Flecken auf der bayerischen
Breitbandlandkarte verschwinden.“

Die EU hat auch eine Vereinfachung des Förderverfahrens
genehmigt. Bisher mussten Gemeinden Breitbandinvestitionen
von mehr als 200.000 Euro bei der EU-Kommission einzeln
zur Genehmigung vorlegen. Nun ist in Bayern der Ausbau bis
500.000 Euro im Rahmen des bayerischen Förderprogramms
genehmigungsfrei. Die beiden Verfahrensschritte Markterkun-
dung und Auswahl wurden zu einem Verfahrensschritt zusam-
mengelegt und können künftig parallel laufen. Zeil: „Wir haben
die wesentlichen Investitionshemmnisse für Bayern in kurzer
Zeit abgebaut, während der Bund Monate darüber diskutiert
und erst jetzt die Anpassung des Förderrahmens bei der Kom-
mission beantragt.“

Zeil weist darauf hin, dass die Breitbandförderung weiterhin
technologie- und anbieterneutral ausgestaltet ist. Diese Punkte
sind für die Kommission nicht verhandelbar. Daher wird auch
künftig die technische Lösung gefördert, die den Bedarf am
wirtschaftlichsten erfüllt.

Über das Bayerische Breitbandförderprogramm erhalten Ge-
meinden im Freistaat Zuschüsse für den Ausbau von Breit-
bandnetzen und für Planungen und Machbarkeitsstudien. Das
Programm ist mit rund 38 Millionen Euro ausgestattet. Förder-
fähig sind Übertragungsgeschwindigkeiten von mindestens ei-
nem Megabit pro Sekunde. Anträge können bei den Bezirksre-
gierungen gestellt werden.
Nähere Informationen unter www.breitband.bayern.de

Finanzminister Fahrenschon:

Neues Dienstrecht in
Bayern auf gutem Wege
„Die Anforderungen an den Öffentlichen Dienst nehmen kon-
tinuierlich zu. Wir brauchen daher dringend ein neues Dienst-
recht. Mit dem vorliegenden Entwurf nimmt Bayern bundes-
weit die Spitzenstellung ein“, stellte Finanzminister Georg
Fahrenschon vor dem Hauptausschuss des Bayerischen Beam-
tenbundes in München fest.

„Die Beamtinnen und Beam-
ten in Bayern leisten hervorra-
gende Arbeit, die wir anerken-
nen“, so Fahrenschon. Mit der
Bezügeanpassung, der Weiter-
führung der Altersteilzeitmög-
lichkeit und insbesondere mit
den bereits umgesetzten Maß-
nahmen im Neuen Dienstrecht
werde der Stellenwert, den die
Staatsregierung einem leistungs-
fähigen und motivierten öffentli-
chen Dienst beimisst, nachhaltig
unterstrichen. „Die im Haushalt
bereits enthaltenen zusätzlichen
Beförderungsmöglichkeiten, ge-
rade im Lehrerbereich sprechen
hier eine deutliche Sprache“, un-
terstrich Fahrenschon.

Weg vom Kastendenken

Ein Kernstück des Neuen
Rechts wird die Umgestaltung
des bisherigen starren Lauf-
bahngruppensystems. „Hier
wollen wir weg vom Kasten-

denken und hin zu mehr verti-
kaler Flexibilität“, betonte Fah-
renschon. Die Einführung der
Leistungslaufbahn führe auch
zur Abschaffung der bisherigen
formalistischen und zentralen
Aufstiegsverfahren.

Modulares System

Fahrenschon: „Stattdessen
schaffen wir ein modulares Sy-
stem lebenslangen Lernens“. Die-
ses sehe vor, dass die Weiterquali-
fikation stärker nach den konkre-
ten Verwendungsplanungen und
den Anforderungen in der Praxis
ausgerichtet werde. „Mit dem
adäquaten Fortbildungskonzept
lernen unsere Beamtinnen und
Beamten das richtige Wissen zum
richten Zeitpunkt“, erklärte Fah-
renschon.

Fahrenschon appellierte an
die Mitglieder des Beamtenbun-
des, die Perspektiven und die
Chancen, die sich aus der Neu-
ordnung des Dienstrechts erge-
ben, allen Bediensteten zu ver-
mitteln. Gleichzeitig sollen die
Mitglieder des Beamtenbundes
das Gesetzgebungsverfahren
ebenso konstruktiv wie enga-
giert und kritisch begleiten wie
dies schon bei der Erarbeitung
der Eckpunkte der Fall war. Die
Ressortanhörung zum Neuen
Dienstrecht hätte bereits begon-
nen. Das gesamte Gesetzespa-
ket biete ein „stabiles und festes
Gerüst für einen motivierten
und leistungsfähigen Öffentli-
chen Dienst in Bayern, der auch
ein entscheidender Standortfak-
tor sei“, betonte Fahrenschon.
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Freie Fahrt!
Jetzt Förderungen
vom Staat sichern!

Mit der eigenen
Immobilie auf
der sicheren Seite!

Wir geben Ihrer Zukunft ein Zuhause.
www.lbs-bayern.de

Sparkassen-Finanzgruppe

Grünes Licht für Ihre Wohnwünsche! Freuen Sie sich über das beste LBS-Bausparen aller Zeiten –
denn so viel Förderung gab’s noch nie. Sichern Sie sich attraktive Prämien, Zulagen und Steuervorteile.
So können Sie Ihren Traum von den eigenen vierWänden noch schneller und leichter verwirklichen.

Welche der Förderungen sich für Sie eignen undwie Sie davon profitieren können, erfahren Sie bei
Ihrem Berater in den Sparkassen oder LBS-Geschäftsstellen.

Entwicklung der Kreisfinanzen:

Die kommenden Jahre
werden hart wie nie

Krise schlägt erst ab 2010 voll auf
kommunale Haushalte durch

Der Deutsche Landkreistag (DLT) hat zum 13. Mal in Folge
seinen Jahresbericht über die Kreisfinanzen vorgelegt und
sieht schwere Zeiten auf die Kreishaushalte zukommen. Präsi-
dent Landrat Hans Jörg Duppré bedauerte, dass trotz der Ent-
wicklung der letzten beiden Jahre, in der die hohen Steuerein-
nahmen der öffentlichen Haushalte auf Kreisebene nachge-
zeichnet wurden, sich die Haushaltslage nur wenig verbessert
hat. Selbst 2008 blieben bei einem Überschuss von 1,4 Mrd.
mehr als ein Drittel der Haushalte unausgeglichen.

„Es ist höchst alarmierend,
wenn wir selbst in finanziell gut-
en Zeiten Defizite machen.
Wann, wenn nicht dann, sollen
sich die Kreise denn konsolidie-
ren?“ Sorgenvoll äußerte er sich
für die kommenden Jahre: „Ab
2010 wird es für die Kommunal-
haushalte richtig ernst werden.
Die Steuereinnahmen werden
wie nie zuvor wegbrechen. Paral-
lel dazu werden die Kreise ab
2010/2011 die volle Wucht der
Konjunkturkrise, die derzeit noch
durch Maßnahmen wie das
Kurzarbeitergeld aufgefangen
wird, mit deutlich steigenden So-
ziallasten spüren.

Diese Entwicklung wird die
Kreishaushalte zerreißen,“ be-
fürchtet Duppré, der mit einer zu-
sätzlichen Verschärfung der Si-
tuation dadurch rechnet, dass
auch die Haushalte der Länder
aufgrund der Schuldenbremse
ohnehin angespannt sein werden.
Zudem rechnet er in Zukunft mit
einer erneuten Explosion der
Kassenkredite: „Noch immer
schieben die Kreise über 5,3
Mrd. Euro vor sich her, die in den
beiden letzten Jahren lediglich
um gerade mal 280 Mio. Euro

vermindert werden konnten. In
einzelnen Ländern sind die Kas-
senkreditschulden bereits auf bis
zu 290 Euro/Einwohner ange-
stiegen. Ich wage mir gar nicht
auszumalen, wo wir in vier Jah-
ren stehen werden.“ Kein Ver-
ständnis zeigte Duppré zudem
für die Praxis der Länder, die
kommunalen Finanzausgleiche
auch als eigene Reservekasse zu
betrachten. Allein 2009 würden
die Länder offen und ungeniert
über 1. Mrd. Euro aus dem kom-
munalen Finanzausgleich zur Sa-
nierung der eigenen Haushalte
entnehmen.

„Unter dem Strich führt nichts
daran vorbei, dass die Einnahme-
basis der Kreise unbedingt ge-
stärkt und unabhängiger von Ein-
griffen der Länder und der kon-
junkturellen Entwicklung wer-
den muss. Sie sollten deshalb di-
rekt an der Umsatzsteuer beteiligt
werden. Dies würde die Eigenfi-
nanzierungsbasis gerade der
hoch belasteten Kreishaushalte
kräftigen, die kreisangehörigen
Gemeinden entlasten und die
Abhängigkeit von Landeszu-
weisungen verringern“, warb
Duppré.

Eine Landesbank im Wandel
Buch und Ausstellung über die 125-jährige Geschichte der BayernLB München

Die BayernLB steht im Jahr ihres 125. Geburtstages vor enor-
men Herausforderungen. Doch ein Blick in die Geschichte
macht Mut: Die Landesbank und ihre Vorgängerinstitute ha-
ben von der Hyperinflation bis zur Asienkrise viele Turbulen-
zen gemeistert, weil sie sich immer wieder erfolgreich an ver-
änderte Gegebenheiten anpassen konnten. Das zeigen zwei
zum Jubiläum veröffentlichte Bücher sowie eine begleitende
Ausstellung über die Firmenhistorie.

Mit schwungvollen Federstri-
chen nahm die Geschichte der
BayernLB ihren Lauf: Am 21.
April 1884 setzte König Ludwig
II. auf Schloss Hohenschwangau
seine Unterschrift unter das „Ge-
setz, die Landeskultur-Rentenan-
stalt betreffend“. Damit gab der
Monarch den Startschuss zum
Aufbau einer staatlichen Förder-
bank, die sich zunächst ganz der
Modernisierung der bayerischen
Landwirtschaft verpflichtete.

Bescheidene Anfänge

Die Anfänge waren beschei-
den, der erste Geschäftsbericht
passte auf drei Seiten. Doch
schon bald entwickelte sich die
Anstalt zu einer zentralen Förder-
einrichtung des Freistaates, die
sich auch der Wasserversorgung
auf dem Land und dem Woh-
nungsbau annahm. Die Landes-
kultur-Rentenanstalt ist heute als
Landesbodenkreditanstalt (Bay-
ernLabo) ein zentraler Baustein
der BayernLB. Sie bildet aber nur
den einen Wurzelstrang des Kon-
zerns. Den zweiten stellt die
Bayerische Gemeindebank dar,
deren Vorläufer 1914 die Spar-
kassen ins Leben riefen. Sie fun-
gierte zunächst als Zentralbank
für die Regionalinstitute und
wandelte sich später zum führen-
den bayerischen Institut für Kom-
munalfinanzierung.

Beitrag zum Wandel

So verschieden die geschäftli-
chen Aktivitäten von Gemeinde-
bank und Labo waren: Beide wa-
ren dem Gemeinwohl verpflichtet,
gingen einem öffentlichenAuftrag
nach und leisteten so einen erheb-
lichen Beitrag zum Wandel Bay-
erns vom Agrarland zum Stand-
ort für Hochtechnologie. Im Jahr
1972 schlossen sie sich zur
Bayerischen Landesbank zusam-
men, die mit dem Wegfall der
staatlichen Ausfallgarantien 2005
in BayernLB umbenannt wurde.

Anlässlich ihres 125-jährigen
Bestehens hat die Bank den
Band „Die Geschichte der Bay-
ernLB“ vorgestellt. Auf 400 Sei-
ten beleuchten darin die Histori-
ker Johannes Bähr, Axel Drecoll

und Bernhard Gotto vom Institut
für Zeitgeschichte (ifz) München-
Berlin lückenlos und objektiv die
Entwicklung des Unternehmens.
Dazu wertete das Team zwei Jah-
re lang Quellen unter anderem aus
dem firmeneigenen Archiv der
BayernLB und dem Bayerischen
Hauptstaatsarchiv aus, und führte
Interviews mit Zeitzeugen. Den
Forschungsauftrag hatte das IfZ
Anfang 2007 erhalten.

Wechselvolle Geschichte

„Der Blick in die Historie un-
serer Bank zeigt eines ganz deut-
lich: Es war eine durchaus wech-
selvolle Geschichte“, sagte der
Vorsitzende des Vorstandes der
BayernLB, Dr. Michael Kem-
mer, bei der Präsentation des Bu-
ches in München. „Es gab Zeiten
des Erfolges und des kontinuier-
lichen Wachstums und es gab
Rückschläge und Einbrüche in
den Geschäftszahlen bis hin zu
existenziellen Krisen.“ Kemmer
betonte, dass sich die Bank und
ihre Vorgängerinstitute aus allen
schwierigen Lagen stets aktiv
haben befreien können. „Den
Rückkehr zum Erfolg verdankt
die BayernLB in erster Linie ih-
rer Anpassungsfähigkeit und der
Bereitschaft zu Veränderungen.“

Phase der Neuorientierung

Diese Eigenschaften sind nach
den Worten des Vorstandsvorsit-
zenden auch heute wieder gefragt.
„Die BayernLB ist mitten in einer
Phase des Umbruchs und der
Neuorientierung“, sagte Kemmer.
„Ich bin weit davon entfernt zu
behaupten, wir hätten alle Proble-
me bereits überwunden und uns
kann nichts mehr passieren.“Auf-
grund der soliden Eigenkapitalba-
sis durch Risikoabschirmung und
Kapitalzufuhr seitens des Frei-
staates, sei die Bank aber gegen
weitere konjunkturelle Abschwä-
chungen, Kreditausfälle und ei-
genkapitalbelastende Ratingver-
änderungen von Wertpapieren
und Kreditnehmern aus heutiger
Sicht gut abgepuffert. Zudem ge-
be es ermutigende Signale aus
dem operativen Geschäft, das in
den ersten Monaten des Jahres

2009 trotz der Wirtschaftskrise ei-
nen zufriedenstellenden Verlauf
genommen hat.

Rückbesinnung auf
das Kerngeschäft

Bayerns Finanzminister Georg
Fahrenschon hob die Bedeutung
der Landesbank hervor. „Die
BayernLB ist eine systemrele-
vante Bank mit engen und starken
Kundenbeziehungen, die wichtig
sind für die Wirtschaft des Landes
und auch für den Freistaat Bay-
ern“, sagte Fahrenschon in sei-
nem Grußwort. Der Minister und
Vorsitzende des Verwaltungsrates
betonte jedoch, dass sich die

BayernLB umorientieren müsse:
„Gefordert sind eine Rückbesin-
nung der Bank auf ihr Kernge-
schäft und eine Fokussierung auf
ihre Kernkompetenzen.“

Die BayernLB ist die erste
Landesbank, die ihre Geschichte
zurück bis zu den Anfängen um-
fangreich erforschen und veröf-
fentlichen ließ. Die Meilensteine
der Entwicklung präsentiert die
Bank ab sofort auch in einer
Ausstellung in ihrer Münchner
Zentrale (BayernLB Galerie,
Brienner Straße 20).

Die öffentlich zugängliche
Schau findet bis zum 20. Septem-
ber statt und ist täglich von 10 bis
18 Uhr geöffnet. Der Eintritt ist
kostenlos. Ergänzend dazu gibt die
Landesbank einen Bildband „Bay-
ernLB – Die Geschichte in Bil-
dern“ mit 400 Abbildungen her-
aus. Beide Bücher sind im Buch-
handel erhältlich.

Finanzminister Fahrenschon:

Mit Innovationen den globalen
Wettbewerb bestehen

„Innovationen sind die Grundlage für das Bestehen im globa-
len Wettbewerb. Gerade in konjunkturell schwierigen Zeiten
hat das Thema Innovation eine zentrale Bedeutung für die Zu-
kunftsfähigkeiten der Unternehmen und des Wirtschaftsstan-
dorts. Wir wollen deshalb noch mehr Betrieben in Bayern hel-
fen, innovativ in die Zukunft zu starten“, betonte Finanzmini-
ster Georg Fahrenschon bei dem Symposium zur Studie „Ge-
fahrenbarometer 2010“ in München.

Von der 1,5 Milliarden Euro
schweren Initiative „BayernFIT
- Forschung, Innovation, Tech-
nologie“ werden nach den An-
gaben von Fahrenschon gerade
die kleineren High-Tech-Unter-
nehmen, Existenzgründer und
das innovative Handwerk in
Bayern profitieren. „Unser Mit-
telstand ist engagiert, kompetent
und leistungsstark! Der Mittel-
stand ist ein starkes Rückgrat
auch in der aktuellen Krise“,
stellte Fahrenschon fest. Ange-
sichts der Krise müssten die
Prinzipien der sozialen Markt-
wirtschaft stärker zum Tragen
gebracht werden. Diese würden
gerade von den Mittelständlern,
Handwerkern und Freiberuflern
bestens vorgelebt.

Mittelstandsschirm

Bayern habe ferner angesichts
der Finanz- und Wirtschaftskrise
einen eigenen Mittelstandschirm
mit 200 Millionen Euro für den
Mittelstand „gespannt“. Darüber
hinaus habe die Staatsregierung
Investitionen vorgezogen, wie
beispielsweise 440 Millionen
Euro für staatliche Baumaßnah-
men. „Damit haben wir der Wirt-
schaft bereits Impulse gegeben“,
betonte Fahrenschon. Im Rah-
men der staatlichen Ausgaben

seien in diesem Jahr Investitio-
nen im Staatshaushalt von 5,55
Milliarden Euro eingeplant.
Bayern setze mit einer Investiti-
onsquote von 13,6 Prozent Maß-
stäbe in Deutschland. Um aus
der Krise gestärkt hervorzuge-
hen plädiert Fahrenschon: „Für
Realismus, nicht Pessimismus,
für Besinnen auf Stärken, für
Rückbesinnung auf Werte und
Anpacken, nicht Jammern.“

Landesbank-Kommission lässt
Haftungsfragen prüfen

Auf Antrag von Bernhard Pohl, Kommissionsmitglied und
stellvertretender Fraktionsvorsitzender der Freien Wähler, hat
die Kommission zur parlamentarischen Begleitung der Kri-
senbewältigung bei der BayernLB (LBKomm) beschlossen,
dass ein Sachverständigengutachten beauftragt wird, teilte
Ernst Weidenbusch (CSU), Vorsitzender der LBKomm, mit.

Das Gutachten soll Verantwort-
lichkeiten und Haftungsfragen in
Zusammenhang mit den hohen
Verlusten der BayernLB im inter-
nationalen Kapitalmarktgeschäft
klären. Der von der Kommission
beschlossene Prüfauftrag richte
sich auf die Prüfung von „haf-
tungsrelevanten Tatbeständen bei
Vorstand und Verwaltungsrat der
BayernLB, insbesondere zur Vor-
ratskreditaufnahme im Juni / Juli
2005 und der Verwendung der
aufgenommenen Beträge“.

Beauftragt wurde auf Vor-
schlag von Bündnis90/Die Grü-
nen die Kanzlei Flick, Gocke,
Schaumburg und Kollegen, eine
auch in München vertrete-
ne Sozietät von Rechtsan-
wälten, Steuerberatern und Wirt-
schaftsprüfern, die bereits eine
Reihe vergleichbarer Prüfungen
vorgenommen habe und deshalb
fundiertes Wissen und einschlä-

gige Erfahrung in diesem Be-
reich vorweisen könne. Mit der
Erstellung des Gutachtens wer-
de bis Jahresende gerechnet.

Dem Steuerzahler geschuldet

„Es ist höchste Zeit, dass im
Rahmen einer umfassenden Un-
tersuchung durch neutrale Ex-
perten rückhaltlos ermittelt wird,
wer für das Desaster bei der
Bayern LB verantwortlich ist.
Das von der Landesbank-Kom-
mission jetzt in Auftrag gegebe-
ne Gutachten soll daher auch ei-
nen Beitrag zur Vorbereitung et-
waiger Schadensersatzprozesse
leisten mit dem Ziel, persönlich
verantwortliche Mitglieder von
Vorstand und Verwaltungsrat in
die Haftung zu nehmen“, so
Bernhard Pohl (FW). „Es mag
im Ergebnis nur ein Tropfen auf
den heißen Stein sein, wir sind es

dem Steuerzahler aber schuldig,
diejenigen, die uns das Ganze
eingebrockt haben, mit aller Här-
te in die Pflicht zu nehmen. Da
darf es keine Rücksicht auf wirk-
liche oder vermeintliche Ver-
dienste geben.“

Rückhaltlose Aufklärung

Die entsprechenden Beschlüsse
wurden mit den Stimmen der
CSU- und FDP-Vertreter gefasst.
„Damit wollen wir deutlich ma-
chen, dass auch den Regierungs-
fraktionen an einer vollständigen,
rückhaltlosen Aufklärung der Ge-
schehnisse bei der Bayerischen
Landesbank im Zusammenhang
mit den hohen Verlusten im inter-
nationalen Kapitalmarktgeschäft
gelegen ist“, so der Vorsitzende
der LBKomm, Ernst Weiden-
busch, und sein FDP-Kollege Dr.
Franz-Xaver Kirschner.

Deshalb betonen Kommis-
sionsvorsitzender Ernst Weiden-
busch, Dr. Franz-Xaver Kirschner
und Bernhard Pohl übereinstim-
mend: „Es geht der gesamten
Kommission fraktionsübergrei-
fend um lückenlose Aufklärung
der Vergangenheit im Interesse
der Steuerzahler in Bayern.“
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Mobilfunkfelder in Bayern:

Unter den Grenzwerten
Ob im Café, im Auto oder mitten im Wald - wir sind es ge-
wohnt, per Handy fast überall erreichbar zu sein. Die Grund-
lage dafür ist ein dichtes Mobilfunknetz. Doch gelegentlich ma-
chen sich Bürgerinnen und Bürger Sorgen, wenn die dazu nöti-
gen Anlagen in der Nähe ihrer Ortschaften errichtet werden
sollen. Eine Initiative des Informationszentrums Mobilfunk
unter Schirmherrschaft des Bayerischen Landesamtes für Um-
welt (LfU) trägt zur Aufklärung bei. Sie hat ermittelt, dass die
Mobilfunkfelder in Bayern weit unter den gesetzlichen Grenz-
werten liegen.

„Wissenschaf(f)t Vertrauen“
heißt die Initiative, die im Frei-
staat für Klarheit über die Im-
missionen in der Umgebung
von Mobilfunksendeanlagen
sorgt. Kooperationspartner sind
neben dem LfU, das die
Schirmherrschaft übernommen
hat, das Informationszentrum
Mobilfunk e.V. (IZMF) und das
Institut für Mobil- und Satelli-
tenfunktechnik (IMST). „Die
Besorgnis in der Bevölkerung
über unerkannte und möglicher-
weise langfristige Gesundheits-
schäden des Mobilfunks ist
nach wie vor hoch“, erläutert
Professor Albert Göttle, Präsi-
dent des LfU, den Anlass der In-
itiative. „Wir sind daran interes-
siert, dass die Diskussion über
den Mobilfunk sachlich und auf
der Grundlage gesicherter Da-
ten geführt wird.“ Solche Daten
lägen für den Freistaat nun vor.

Messpunkte ausgewertet

Wissenschaftler des IMST
haben rund 1.900 Messpunkte
ausgewertet, an denen in den
vergangenen Jahren in mehr als
350 Gemeinden gemessen wur-
de (siehe „Einzigartige Daten-
bank“). Die Ergebnisse zeigen,
dass trotz Handyboom die Mo-
bilfunkfelder in Bayern deutlich
unter den gesetzlichen Grenz-
werten liegen. Die erlaubte Lei-
stungsflussdichte beispielswei-
se wird im Median nur zu 0,014
Prozent ausgeschöpft. Die Maß-
einheit Leistungsflussdichte
gibt jene Energie an, die pro Se-
kunde und Quadratmeter durch
eine Fläche fließt.

Median-Definition

Median wiederum ist ein Be-
griff aus der Statistik: Ordnet
man Zahlen der Größe nach, ist
der Median jene Zahl, die in der
Mitte steht. Unter Fachleuten
gilt es als aussagekräftiger, den
Median zu ermitteln als etwa
den Durchschnittswert.

In der Nähe von Schulen und
Kindergärten, die gewöhn-
lich im Fokus der öffentli-
chen Wahrnehmung stehen, er-
reicht der Median in Bayern nur
0,008 Prozent. Doch sogar an
Orten, wo besonders viele Mo-
bilfunkanlagen stehen und viele
Menschen gleichzeitig telefo-
nieren, werden die Grenzwerte
nur zu wenigen Hundertsteln
ausgeschöpft.

„Wissenschaf(f)t Vertrauen“

Die Initiative „Wissenschaf(f)t
Vertrauen“ beschränkt sich je-
doch nicht darauf, wissenschaft-
lich ausgewertete Zahlen mitzu-
teilen. Die Initiatoren geben
Antworten auf oft gestellte Fra-
gen und klären Missverständ-
nisse auf. So glauben viele
Menschen beispielsweise, ein
elektromagnetisches Feld sei
zwangsläufig in unmittelbarer
Nähe der Mobilfunkanlage am
stärksten. Sie leiten daraus oft
die Forderung ab, den Standort

einer solchen Anlage zu verle-
gen. Dazu erläutert Dr. Christi-
an Bornkessel, Projektleiter der
FEE-Auswertung beim IMST:
„Bei den Immissionen in der
Umgebung einer Mobilfunkan-
lage kommt es nicht nur auf die
Entfernung an. Wichtig sind
auch die Montagehöhe, die
Ausrichtung und der Neigungs-
winkel der Antennen, der An-
tennentyp, die Bebauung der
Umgebung sowie andere am
Messort vorhandene Funkssy-
steme.“ Ein geringer Abstand
zur Mobilfunksendeanlage hat
also nicht zwangsläufig hohe
Immissionen zur Folge. Laut
Dr. Bornkessel können die Mo-
bilfunkimmissionen selbst in
unmittelbarer Nähe zur Anlage
sehr klein sein. Das liegt u. a. an
der gerichteten Abstrahlcharak-
teristik der Antennen.

Für die rund 1.900 Mes-
spunkte, die das Team von Chri-
stian Bornkessel ausgewertet
hat, wurden bewusst Orte aus-
gesucht, an denen überdurch-
schnittliche Immissionen zu er-
warten wären. „Deutlich mehr
als die Hälfte aller Messpunkte
lag in Sichtweite der Mobil-
funksendeanlage“, bestätigt Born-
kessel. „Doch selbst dort sind
die Immissionen gering.“

Ergebnisse wie in
anderen Bundesländern

Zu den Kooperationspartnern
der Initiative „Wissenschaf(f)t
Vertrauen“ gehört auch das In-
formationszentrum Mobilfunk
e.V. (IZMF). Es ist dafür zu-
ständig, die Erkenntnisse der
Wissenschaftler einer breiten
Öffentlichkeit bekannt zu ma-
chen. Das IZMF hat bereits in
anderen Bundesländern Mes-
sungen initiiert und die Bürge-
rinnen und Bürger über die Er-
gebnisse informiert. „Die Aus-
wertung in Bayern bestätigt,
was frühere Messreihen bereits
in Nordrhein-Westfalen, Hes-
sen, Niedersachsen, Thüringen,
Sachsen und Sachsen-Anhalt
gezeigt haben“, sagt Geschäfts-
führerin Dagmar Wiebusch.
„Mit diesen Veranstaltungsrei-
hen wollen wir einen Beitrag
für mehr Transparenz beim
Thema Mobilfunk leisten. Die
Bürgerinnen und Bürger sollen
sich anhand der Ergebnisse ein
detailliertes Bild über die Im-
missionen von Mobilfunksen-
deanlagen verschaffen. Und das
vor allem dort, wo es die Men-
schen interessiert, in ihrer direk-
ten Umgebung.“

Einzigartige Datenbank

Kaum ein anderes Bundesland
verfügt über so umfangreiche Da-
ten zu Mobilfunkfeldern wie Bay-
ern. Seit sieben Jahren sammelt
das Projekt zur „Förderung der
Erfassung elektromagnetischer
Felder“ (FEE) die Ergebnisse von
Messungen im gesamten Frei-
staat. Die breite Datenbasis liefert
einen repräsentativen Überblick
über typische Immissionen durch
Mobilfunksendeanlagen in Bay-
ern. Mehr als 350 Kommunen
haben sich bereits beteiligt und
finanzielle Unterstützung vom
Bayerischen Umweltministeri-
um (Förderquote von 90 %) er-
halten. Bis 2011 können Städte
und Gemeinden noch einen An-
trag stellen.
Informationen unter www.
stmugv.bayern.de/umwelt

Biomasse & Abfall:

Emissionen mindern,
Rückstände nutzen

Fachtagung im ATZ Entwicklungszentrum Sulzbach-Rosenberg

Fachleute aus Wissenschaft und Praxis zeigten im Rahmen der
Fachtagung „Verfahren und Werkstoffe für die Energietechnik“
im ATZ Entwicklungszentrum in Sulzbach-Rosenberg neue,
aber auch in der Praxis bewährte Verfahren zur Senkung von
Emissionen sowie energetische und stoffliche Verwertungswege
für Rückstände auf. Bereits zum fünften Mal trafen sich etwa
120 Wissenschaftler und Fachleute aus Deutschland und Öster-
reich, um aktuelle Informationen aus erster Hand zu erhalten.

Eröffnet wurde die Tagung mit
einem Grußwort vom 1. Bürger-
meister Gerd Geismann, der die
Teilnehmer in der Herzogstadt
herzlich willkommen hieß. „Das
ATZ bringt den Hauch der
großen weiten Welt in die Bio-
Umwelt-Region“, freute sich
Geismann. Die Ausstrahlung des
ATZ als universitäre und außeru-
niversitäre Einrichtung sei be-
deutend. „Von den innovativen
Leistungen des ATZ profitieren
wir alle.“

Unter der wissenschaftlichen
Leitung vom Vorstandsvorsit-
zenden des ATZ Entwicklungs-
zentrums Prof. Dr.-Ing. Martin
Faulstich und von Dr. Mario
Mocker (ebenfalls ATZ) stellten
am ersten Tag mit dem Umwelt-
cluster Bayern und dem Cluster
Energietechnik zwei leistungs-
fähige Netzwerkorganisationen

ihre Aktivitäten vor. Aufhor-
chen ließ eine Präsentation
zur globalen Bioenergienut-
zung, wonach eine tatsächliche
und spürbare Reduktion von
Treibhausgasemissionen nur bei
intelligentem Biomasseeinsatz
gewährleistet ist. Vor allem Bio-
kraftstoffe sind hier sehr diffe-
renziert zu betrachten.

Emissionsminderung

In dem Vortragsblock „Emis-
sionsminderung – Entwicklung
und Praxis“ wurden moderne
Abgasreinigungsverfahren für
Verbrennungsanlagen vorge-
stellt. Dass dies zuverlässiger
Standard in der Müllverbren-
nung ist, steht außer Zweifel.
Mit Unterstützung der Hoch-
schule Amberg-Weiden (HAW)
und des ATZ Entwicklungszen-

trums wurden ähnliche Reini-
gungsleistungen nun auch für
kleine Feuerungen möglich und
die Ergebnisse auf der Tagung
präsentiert. Mittlerweile werden
sogar schon Elektrofilter für

wenigen Jahren zur Neige ge-
hen, erfreut sich der Begriff
„Urban Mining“ zunehmender
Bekanntheit. Darunter versteht
man die Tatsache, dass jedes
dicht besiedelte Gebiet eine rie-
sige Rohstoffmine ist. Prof.
Faulstich, der auch Ordinarius
für Rohstoff- und Energietech-
nologie der angesehenen TU
München ist, will diese „einzig-
artig verfügbaren Rohstoff-La-
gerstätten“ nutzen. Mit dem
Forschungsprojekt „Urban Mi-
ning“ sind derzeit drei Wissen-
schaftler im ATZ Sulzbach-Ro-
senberg betraut. Faulstich setzt

kleinste Holzöfen entwickelt.
Tag 2 war komplett dem The-

ma Rückstände gewidmet. In
der Auftaktsitzung „Übersicht
und Recht“ war zu erfahren,
dass veränderte umweltrechtli-
che Anforderungen die Verwer-
tung von Aschen und Schlacken
als Baustoff in Zukunft er-
schweren oder gar verhindern
könnten. Die Techniker in Sulz-
bach-Rosenberg sind aufgefor-
dert, durch neue Entwicklungen
ein Höchstmaß an Recycling
ohne Abstriche beim Umwelt-
schutz sicherzustellen.

Organische Rückstände

Mit dem Titel „Organische
Rückstände - eine Energiequel-
le“ waren weitere Vorträge
überschrieben. Hier liegt den
Veranstaltern - im Einklang mit
dem bayerischen Umweltmini-
sterium - besonders am Herzen,
dass Klärschlamm zukünftig
verbrannt und nicht mehr auf
den Feldern verteilt wird. In der
Diskussion wurde deutlich, dass
auch die Klärschlamme aus
ländlichen Gebieten zu stark
mit Schadstoffen oder Medika-
mentenrückständen belastet
sein können.

Um aus organischen Rück-
ständen attraktive Brennstoffe
zu machen, können diese mit
ungenutzter Abwärme getrock-
net und bei Bedarf pelletiert
werden. Klärschlamm erlangt
so den Heizwert von Braunkoh-
le. Ähnlich gut brennen auch
nach Maß aufbereitete Gärreste
aus den vielen neuen Biogasan-
lagen.

Rohstoffquelle

Der Tagungsteil „Mineralische
Rückstände – Eine Rohstoffquel-
le“ rundete die Veranstaltung ab.
Derartige Reststoffe enthalten oft
wertvolle Metalle, Minerale oder
Pflanzennährstoffe. Forstwissen-
schaftler Professor Axel Göttlein
aus Weihenstephan wies darauf
hin, dass Holzaschen vor derAus-
bringung im Wald aber unbedingt
vorbehandelt werden sollten. Nur
dann würden die Nährstoffe auch
bedarfsgerecht freigesetzt und
Schäden durch den hohen pH-
Wert von Aschen vermieden.

Da viele Rohstoffe schon in

auf die Mitarbeit von Geologie-
Doktoranden.

Nach Berechnungen des re-
nommierten Wissenschaftlers
lagern in bundesdeutschen De-
ponien mehr als eine Milliarde
Tonnen - ungetrennter - Haus-
müll. Entscheidend sei die Fra-
ge der Kosten, Metalle und an-
dere Wertstoffe aus den Haus-
müll-Deponien zu gewinnen.
Bereits im kommenden Jahr
will Faulstich einige alte Haus-
mülldeponien als Pilotprojekte
aufgraben lassen mit dem Ziel,
mehr über die Zusammenset-
zung der Wertstoffe zu erfahren
und Modellrechnungen für die
„Schürfkosten“ aufzumachen.

Suche nach Verwertbarem

Bei der Aufbereitung von Ab-
fallbergen als Rohstoffquellen
denkt der Wissenschaftler an
möglichst mobile Maschinen
wie sie im Bergbau eingesetzt
werden, z. B. Magnetscheider
für magnetische Metalle oder
Wirbelstromscheider für nicht-
magnetische Metalle. Der riesige
Aufwand bei der Suche (fast
ähnlich der Nadel im Heuhau-
fen) nach Verwertbarem in den
Hausmülldeponien schreckt Faul-
stich nicht ab: „Auch für die Ge-
winnung von einer Tonne Kup-
fer müssen Tausende Tonnen
Erdaushub bewegt werden.“

Beitrag zum Klimaschutz

Nach Faulstichs Ansicht ste-
hen die sich ständig verknap-
penden Rohstoffe zwar „geolo-
gisch zur Verfügung“, doch fak-
tisch sei der Weltmarkt „leer ge-
fegt“. Der Grund: Wenige Kon-
zerne oder Länder sicherten
sich den Zugriff auf die Boden-
schätze und Staaten wie China
bunkerten bestimmte Rohstoffe
in großen Mengen. „Die Haus-
mülldeponien sind deshalb ein-
zigartig verfügbare Rohstoff-
Lagerstätten“ und eine Alterna-
tive zu teuren, unsicheren Im-
port-Abhängigkeiten, wie Faul-
stich erklärte. Außerdem sei je-
de recycelte Tonne Wertstoff ein
Beitrag zum Umwelt- und Kli-
maschutz.

Engpässe erwartet

In naher Zukunft erwartet der
Professor deutliche Rohstoff-
Engpässe „rund um die Elektro-
nik“. Als eine der wenigen Roh-
stoffe reichten Gas und Braun-
/Steinkohle zwar noch viele
hundert Jahre. Aber gegen ihre
verstärkte Nutzung stehe der
Treibhaus-Effekt. Die aufwän-
dige Verflüssigung der Kohle -
wie während des Zweiten Welt-
kriegs - stehe „sicher auf der Ta-
gesordnung“, stellte der Wis-
senschaftler fest.

Der Präsident der Hochschu-
le Amberg-Weiden, Professor
Erich Bauer, hob schließlich die
große Bedeutung von regiona-
len Netzwerken hervor und
kündigte die neue Oberpfälzer
Kooperationsinitiative Eco-Net
zwischen der HAW, der Hoch-
schule Regensburg und dem

Öffentliche Ausschreibungen:

Mehr Qualität in der
Entsorgungsbranche

Der Wettbewerb in der Entsorgungsbranche wird immer mehr
über die Senkung von Vergütungs- und Sozialstandards sowie
der Ökostandards (z. B. Einsatz veralteter Fahrzeuge) betrie-
ben. Häufig ist der Zuschlag für Billigstanbieter verbunden mit
Klagen der Bürger über mangelhafte Leistungserbringung. Vor
dem Hintergrund haben der Bayerische Landkreistag, der
Bayerische Städtetag und der Verband der Bayerischen Entsor-
gungsunternehmen e.V. (VBS) gemeinsam Orientierungshilfen
bei öffentlichen Ausschreibungen in der Entsorgungsbranche
entwickelt. Das Auftragsberatungszentrum Bayern hat die Ar-
beit unter vergaberechtlichen Aspekten fachlich begleitet.

Vermeintlich „günstige“ Lei-
stungsangebote führen immer
wieder zu spürbaren Qualitäts-
minderungen. Die Kommunen se-
hen sich dann mit Beschwerden
der Bürger über die Abfuhrqua-
lität konfrontiert. Der Trend zu
Billigstanbietern geht aber auch
zu Lasten derjenigen Entsor-
gungsunternehmen, die qualitativ
hochwertige Leistungen anbieten
und zudem ihre Beschäftigten an-
gemessen bezahlen. Daher setzen
sich die Unterzeichner der Orien-
tierungshilfen dafür ein, neben
dem Preisaspekt auch soziale und
umweltbezogene Leistungsanfor-
derungen mit in öffentliche Aus-
schreibungen aufzunehmen.

ÖkologischerAspekt

Entscheidend ist auch der öko-
logischeAspekt: Laut einer Studie
des bifa Umweltinstituts trägt die
bayerische Abfallwirtschaft mit
einer jährlichen Einsparung von
rund 13 Millionen Tonnen klima-
schädlichem CO2 ganz erheblich
zum Klimaschutz bei. Die EU, die
Bundesregierung und die Bayeri-
sche Staatsregierung haben sich
zudem ehrgeizige Klimaschutz-
ziele für die kommenden Jahre
gesetzt. Der Einsatz veralteter
Fahrzeugtechnik und/oder lange
Anfahrtswege zum Ort der Lei-
stungserbringung konterkarieren
diese Bemühungen jedoch.

Die gemeinsam erarbeiteten
Orientierungshilfen behandeln
folgende Aspekte: Personal,
Technik, Betriebsorganisation,
Ausschreibungsstandard und
Vertragsinhalte. Sie sollen eine
Hilfestellung für die kommunalen
Auftraggeber sein und eine preis-
werte, aber hochwertige Entsor-
gung sicherstellen.

Eine sinnvolle Ergänzung
dieser Initiative stellt der be-
schlossene allgemeinverbindli-
che Mindestlohn für die Entsor-
gungsbranche dar, da eine Vor-
gabe zu Tariftreue in öffentli-
chen Ausschreibungen rechtlich
umstritten ist und daher nicht mit
in die Orientierungshilfen aufge-
nommen wurde. Der Branchen-
mindestlohn soll demnächst
rechtsverbindlich werden.

Hierzu VBS-Präsident Otto
Heinz: „Der beschlossene Min-
destlohn in Höhe von 8,02 Eu-
ro/Stunde stellt für unsere Mit-
gliedsbetriebe keine Überforde-
rung dar, da in Bayern ohnehin
kaum qualifiziertes Personal zu
diesen Konditionen zu finden
ist. Vielmehr stellt der Mindest-
lohn einen gewissen Schutz vor
Mitbewerbern dar, die sich über
Lohndumping ungerechtfertigte
Wettbewerbsvorteile verschaf-
fen.“

Entsorgungsverbände
planen Gegenkonzept

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat am 9. Juni 2009
ein Urteil gefällt (Rechtssache C-480/06), das die Möglichkei-
ten von Kommunen ausweitet, im Rahmen der interkommuna-
len Zusammenarbeit trotz Erreichens der vergaberechtlichen
Wertgrenzen für die Ausschreibungspflicht Verträge mit ande-
ren Kommunen bzw. deren Eigenbetrieben zu schließen, ohne
die vertragsgegenständlichen Leistungen vorher europaweit
ausschreiben zu müssen.

Vor diesem Hintergrund rüsten sich die drei privaten Entsor-
gerverbände BDE, bvse und BDSV für die Novellierung des
Kreislaufwirtschaftsgesetzes. Sie kündigten an, eine Arbeits-
gruppe zu bilden und gemeinschaftlich ein Gegenkonzept zu
entwickeln. Die Verbände wollen erreichen, dass Abfälle, die
die Privathaushalte getrennt von Restabfall bereitstellen, in die
Hände der Privatwirtschaft gehören. pa/DK

ATZ Entwicklungszentrum an.
„Heimat und High-Tech“ soll-
ten Schlagworte der Region
werden, die für die regionale
Verbundenheit der hoch qualifi-
zierten Absolventen stehen und
deretwegen die dort ansässigen
innovativen Unternehmen auch
in der Krise bestens aufgestellt
sind. DK
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Typisch E-Plus GruPPE:
schon wieder ganz vorn.

Dem Markt voraus zu sein hat bei uns Tradition. Weil wir nicht nur uns, sondern auch den Mobilfunk immer wieder neu erfinden.
Zum Beispiel mit der ersten Flatrate. Oder den ersten Tarifen speziell für Geschäftskunden. Das macht uns nicht nur stolz,
sondern verweist die Konkurrenz auch im Unternehmenswachstum auf die hinteren Plätze.

Gestaltung des öffentlichen Raums durch Stadtmobiliar:

Weniger ist mehr
Nicht unwesentliche Anteile der ästhetischen Gestaltung des öf-
fentlichen Raums sind durch Stadtmobiliar geprägt. Das Fehlen
eines Gesamtkonzepts hat einen Wildwuchs an Ausstattungsele-
menten entstehen lassen, der den öffentlichen Raum nachhaltig
prägt und schädigt. Das Mönchengladbacher Unternehmen
PAULWOLFF sieht es als seineAufgabe an, hier zu Verbesserun-
gen beizutragen. Zum Thema Müllkonzepte bietet es die indivi-
duelle Gestaltung von Abfallsammelstellen mit intelligenten Pro-
blemlösungen an: das Unterflur-Sammelsystem. Geschäftsführer
Wolf Michael Menzel äußerte sich dazu im Interview mit der
Bayerischen Gemeindezeitung.

GZ: Zum Einstieg in das
Thema skizzieren Sie bitte kurz
die Philosophie ihres Unterneh-
mens zum Thema „Gestaltung
des öffentlichen Raums“.

Menzel: Ganz knapp zusam-
mengefasst könnte man sagen:
Weniger wäre mehr. Mit jedem
Platzieren von Gegenständen
wird der öffentliche Raum ge-
staltet. Wertstoff-Container und
Müllgroßbehälter sind, wie Sitz-
bänke, Absperrpolder, Laternen,
Elektrokästen, Wartehäuschen

eine Leerung erforderlich ist, um-
so kostengünstiger ist sie. Weni-
ger Fläche heißt immer auch we-
niger wildes Plakatieren, was
wiederum dem Erscheinungsbild
des Ganzen zugutekommt. Kon-
ventionelle Abfallsammelplätze
hingegen bieten Anlass für wilde
Beistellungen von Müll, sie verur-
sachen Lärm, verbreiten unange-
nehme Gerüche und ziehen Rat-
ten und Ungeziefer an.

GZ: In den meisten Fällen
wird die Müllbeseitigung durch

setzungen gilt allgemein die
Faustregel: Je mehr Container
am Tag geleert werden, umso ge-
ringer ist der Kostenanteil des
Sammel-Teams bezüglich der Ge-
samtkosten. Die Entleerung von
Standard-Sammelsystemen erfor-
dert den Einsatz von drei bis vier
Mitarbeitern für die Behälterent-
leerung. Für das Entleeren unse-
rer Unterflur-Container ist nur
ein Mitarbeiter erforderlich.

Noch größer wird das Eins-
parpotential für die Kommunen
dadurch, dass die Sammelfahr-
zeuge mit dem Unterflur-Con-
tainer eine größere Zahl an

Haushalten abfertigen, als bei
den konventionellen Leerungs-
vorgängen. Die relativ hohen
Anfangskosten sind deshalb
schnell amortisiert. Vandalis-
mus und Verschmutzungen, die
bei konventionellen Anlagen
immer wieder sichtbar werden,
verursachen zusätzliche Kosten.
Konventionelle Müllbeseitigung
ist also auch ökonomisch nur
scheinbar von Vorteil.

GZ: Sie wollen die Sichtbar-
keit der Abfallsammelstellen
reduzieren. Bezogen auf Ihre
Antwort auf unsere Eingangs-
frage: wie viel „Weniger“ ist ge-
blieben von dem „Mehr“?

Menzel: Sie sprechen die uns
sehr wichtige Reduzierung von
Stadtmobiliar an, das in seiner
unkontrollierten Vielfalt so oft
verbunden ist mit einer Verunein-

heitlichung von Formen und Stil-
elementen. Von unserem Unter-
flur-Container bleibt nur ein klei-
ner Teil des Behälters sichtbar:
der Einwurfschacht. Entspre-
chend gering sind die Beeinträch-
tigungen für die Gestaltung der
jeweiligen Umfelder. Die Bereit-
schaft zur Mülltrennung wird da-
durch sogar positiv beeinflusst.
Ein „Weniger“ an Sichtbarkeit
schafft ein „Mehr“ an Komfort,
Benutzerfreundlichkeit und ge-
stalterischer Freiheit. Einer von
Städteplanern und Wohnungsbe-
treibern gleichermaßen ange-
strebten Wohlfühlatmosphäre ste-
hen Abfallsammelstellen damit
nicht mehr im Wege.

GZ: Was verstehen Sie unter
verantwortungsvoller Stadt-
planung?

Menzel: Verantwortungsvolle
Stadtplanung erfordert neben
ökonomischer Orientierung auch
eine Ästhetik der Baukultur. Kom-
munale Entscheidungen orientie-
ren sich – nicht anders als die von
Aktiengesellschaften – an schnel-
len Einsparungen bzw. Erfolgen,
die nur scheinbar von Vorteil sind

und den Aspekt der Nachhaltig-
keit außer Acht lassen. Der Si-
cherheitsaspekt steht meist vor
dem Mut, auch andere Entschei-
dungen zu treffen.

GZ: Die gegenwärtige Be-
schaffenheit vieler Plätze,
Straßen und Wege in den Städ-
ten und Gemeinden zeigt ihrer
Meinung nach schmerzhaft,
dass hier noch vieles im Argen
liegt.

Menzel: Stimmt. So sind für die
Entsorgung häufig übergeordnete
Körperschaften oder Privatbe-
triebe zuständig. Unterschiedli-
che Parteien haben unterschiedli-
che Interessen, die in jedem Ein-
zelfall koordiniert werden müs-
sen. Dazu kommt, dass die Ver-
träge zwischen Kommunen und
Privatunternehmen zumeist auf
höchstens fünf Jahre befristet
sind. Jedoch kann man für unse-
ren Bereich hoffnungsvoll in die
Zukunft blicken. In Süddeutsch-
land, in und rund um München,
haben viele Kommunen mit Weit-
blick die Vorteile der Unterflur-
Systeme erkannt und bereits zum
Einsatz gebracht.

1. Bayerische Immissionsschutztage in Augsburg:

Projektstart
Energie-Atlas Bayern

Erstmals veranstaltete das bayerische Kompetenzzentrum Um-
welt (KUMAS) im Landesamt für Umwelt in Augsburg den
zweitägigen Fachkongress Bayerische Immissionsschutztage. Die
Veranstaltungsreihe richtet sich an Unternehmen, Planungs- und
Gutachterbüros, Kommunen, Behörden und Juristen. Sie soll
dem Austausch über neue Entwicklungen im Bereich der Luft-
reinhaltung und des Lärmschutzes sowie über aktuelle Probleme
des Vollzuges des Immissionsschutzrechtes dienen. Rund 250
Fachleute aus ganz Deutschland nahmen teil.

Das Programm des ersten Tages
war dem Thema Luftreinhaltung
gewidmet. Thematisiert wurden
die Bestrebungen der Bundesre-
gierung und der EU hinsichtlich
einer weiteren Reduktion der
Emissionsgrenzwerte sowie sich
daraus ergebende Zielkonflikte.

Mit dem Feinstaub in der Luft
können auch die Vogelgrippe-Vi-
ren transportiert werden. Dies sei
jetzt erstmals im Labor wissen-
schaftlich nachgewiesen worden,
erklärte der Präsident des Bayeri-
schen Landesamtes für Umwelt,
Albert Göttle. In der Luft könne
das Vogelgrippevirus mehrere Ta-
ge ansteckungsfähig bleiben. So
bestehe im Umkreis einiger hun-
dert Meter um befallene Geflügel-
betriebe einAnsteckungsrisiko für
Vögel. Die Ausbreitungsgefahr
des Virus könne aber durch die Er-
höhung des Wassergehalts in der
Stallluft stark verringert werden.

Im weiteren Verlauf der Tagung
ging es um den Untersuchungs-
umfang im immissionsschutz-
rechtlichen Änderungsgenehmi-
gungsverfahren sowohl im Hin-
blick auf die Anforderungen der
TA Luft, der Geruchsimmissions-
richtlinie (GIRL) sowie der TA
Lärm. Vorgestellt wurden die
überarbeitete Geruchsimmissi-
onsrichtlinie und ihre Auswirkun-
gen in der Praxis. Darüber hinaus
beschäftigten sich die Referenten
mit den Anforderungen an die Er-
stellung von Immissionsprogno-

sen, der Altanlagensanierung im
Rahmen öffentlich-rechtlicher
Verträge sowie neu zu berücksich-
tigender Immissionsorte beim in-
dustriellen Nachbarbetrieb.Abge-
rundet wurde Tag 1 mit dem Vor-
trag eines Vertreters des bayeri-
schen Umweltministeriums zum
Thema „Privatisierung der An-
lagenüberwachung“ und an-
schließender Podiumsdiskussion.

Im Mittelpunkt des zweiten
Tages stand der Lärmschutz mit
der Bestimmung des Standes der
Technik sowohl unter lärm-
schutztechnischen wie auch juri-
stischen Gesichtspunkten. Das
Thema „Geräuschkontingentie-
rung in der Bauleitplanung über
die DIN 45691“ gewann sowohl
im Rahmen der Aufstellung neu-
er wie auch der Überarbeitung
alter Bebauungspläne eine zu-
nehmende Bedeutung.

Die Lärmbelastung hat sich
nach Göttles Angaben seit den
1960er Jahren versechsfacht.
Zwei Drittel der Bevölkerung kla-
gen über Straßenverkehrslärm,
über 15 Prozent seien nachts ei-
nem Geräuschpegel von mehr als
55 Dezibel ausgesetzt. Verkehrs-
lärm sei in Bayern die häufigste
und größte Lärmquelle weit vor
Flug-, Gewerbe- oder Freizeit-
lärm. Ein normaler Staubsauger
erzeugt denAngaben zufolge zwi-
schen 60 und 70 Dezibel Lärm.
Der LfU-Präsident nannte als eine
der vordringlichstenAufgaben die

PAUL WOLFF bietet seine U-Select-Abfallsysteme in diversen
Designs und Ausführungen an.

und ungezügelte Werbung Teil
der sogenannten Sekundärarchi-
tektur, die ein elementarer Be-
standteil jeder Stadtplanung sein
muss.

Und ein Zuviel an Stadtmobili-
ar mit uneinheitlichen Formen
und Stilelementen wirkt chaotisch
und unübersichtlich. Ein für Kin-
der wie Bewohner und Besucher
gleichermaßen wünschenswertes
Gefühl der Verbundenheit und
des Wohlfühlens mit dem Wohn-
umfeld kann so nicht entstehen.

GZ: Welche Ziele waren
denn bestimmend für die Ent-
wicklung Ihres unterirdischen
Abfallsystems?

Menzel: Neben den eben er-
wähnten ästhetischen Gesichts-
punkten spielten natürlich auch
wirtschaftliche und hygienische
Aspekte eine große Rolle. Auch
hier sind wir dem eingangs er-
wähnten Grundsatz des „weniger
wäre mehr“ gefolgt. Je seltener

Städte und Gemeinden besorgt.
In zunehmendem Maße stehen
diese Institutionen, nicht an-
ders als Privatbetriebe, unter
enormen Kostendruck. Die re-
lativ hohen Einstandpreise für
ihr Unterflursystem werden so
wahrscheinlich nicht überall
auf den ersten Blick überzeu-
gen. Überzeugt der zweite
Blick?

Menzel: Ganz sicher tut er
das. Verantwortung für eine brei-
te Öffentlichkeit sollte immer un-
ter dem Aspekt der Nachhaltig-
keit stehen. Die Gestaltung des
öffentlichen Raums verlangt eine
ebenso umfassende wie langfristi-
ge Planung. Ästhetische und öko-
nomische Aspekte bilden eine
Einheit. Wir haben in Abstim-
mung mit diversen Stadtverwal-
tungen und wirtschaftlichen Be-
ratungsgremien ein Kostenmo-
dell entwickelt. Auch bei im Ein-
zelfall unterschiedlichen Voraus-

Abhilfe beim Verkehrslärm etwa
durch leisere Fahrbahnen.

Nach dem Scheitern des Um-
weltgesetzbuches wurden die
Bemühungen des Bundes, doch
noch ein einheitliches Wasser-
und Naturschutzrecht in Kraft zu
setzen, präsentiert. Die Bewertung
von Stoffeinträgen in Natura-
2000-Gebiete hat sich insbeson-
dere aufgrund der sehr ausdiffe-
renzierten Rechtsprechung des
EuGH und des BVerwG zu einem
der sensibelsten Themen ent-
wickelt. Unter dem Stichwort
„Wann ist erheblich erheblich?“
wurde dieses Thema erörtert.

Wo ist die Geothermie beson-
ders wirksam nutzbar? Welcher
Betrieb in der Nähe stellt Abwär-
me zur Verfügung, mit der kosten-
günstig geheizt werden könnte?
Wo gibt es welche Förderungen
für Solarenergie oder für Biogas-
anlagen? Diese und viele andere
Fragen soll der Energie-Atlas
Bayern beantworten, der ebenso
vorgestellt wurde. Damit können
laut Göttle Potentiale für erneuer-
bare Energien erkannt werden, die
oft sogar nebenan vorhanden sind.
„Der Energie-Atlas wird mehr als
ein digitales Nachschlagewerk
sein: Er soll konkreten Nutzen für

Planer, Kommunen, Investoren
und Energieagenturen bieten“, so
der Präsident.

Das LfU koordiniert die
Fachinhalte für das ehrgeizige
Projekt, das ressortübergreifend
bearbeitet wird. Auch die Kom-
munen können zukünftig ihre Da-
ten in das neue Internet-Portal ein-
stellen. Ende nächsten Jahres soll
der Testbetrieb abgeschlossen
werden, ab Mitte 2011 können
dann auch private Fachanwender
das neue Portal nutzen. Rund
650.000 Euro stellt die Staatsre-
gierung dafür zur Verfügung.

Kernstück des neuen Energie-
Atlas Bayern ist eine Datenbank
mit digital abrufbaren Karten zu
allen natürlichen erneuerbaren En-
ergien. Informationen über die
rund 2.800 Betriebe, dieAbwärme
produzieren, aber noch keine Ab-
nehmer dafür haben, sind ebenso
enthalten wie flächendeckende
Karten zu den Schutzgebieten,
Leitungsnetzen und Anlagen zur
Energieerzeugung – eine bislang
noch nie da gewesene Fundgrube
für Planer und Ingenieurbüros.
Aber auch Privatleute können
wertvolle Informationen zum Bei-
spiel zur Nutzung von Erdwärme
beim Neubau finden. DK

Das Unternehmen
Die PAUL WOLFF GmbH fertigt seit über 50 Jahren

Steinschrank-Systeme für Abfallbehälter im Siedlungsbereich,
erstellt Müllkonzepte für Müllplätze der Wohnungswirtschaft und
bietet Urnenbestattugssysteme für Friedhöfe an. Neben Funktio-
nalität, Präzision und Qualität ist es stets das Interesse der PAUL
WOLFF GmbH gewesen, auch architektonischen und ästheti-
schen Ansprüchen zu genügen.

Kontakt: PAUL WOLFF GmbH, Monschauer Straße 22,
D-41068 Mönchengladbach, Tel: +49(0)2161/930-3,
Fax: +49(0)2161/930-5 99, Mail: info@paulwolff.de
Web: www.paulwolff.de
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Bayerischer Nordgautag in Amberg:

Kulturelles Großereignis
Beim Bayerischen Nordgautag 2009 wurde ganz Amberg zur
Bühne. Nicht von ungefähr stand das viertägige Event unter dem
Motto „1034 –Amberg 975 Jahre – 2009. Eine Stadt im Zentrum
des historischen Nordgaus“. Veranstaltungen fanden von der
Hochschule bis zum Rathaus, vomACC bis zur Schulkirche statt.
An 13 Plätzen wurden Ausstellungen, Konzerte, Lesungen oder
Vorträge dargeboten.

Außergewöhnlich war der dies-
jährige 38. Nordgautag schon
deshalb, weil er zum ersten Mal
seit 55 Jahren in einem ungeraden
Jahr gefeiert wurde. Für das 975.
„Tauffest“ der Stadt hatte der
Oberpfälzer Kulturbund (OKB)
den Turnus von zwei Jahren ver-
lassen. „Wir wollen mit der Aus-
nahme in diesem Jahr der alten
Hauptstadt der Oberen Pfalz un-
sere Referenz erweisen“, hatte Dr.
Wilhelm Weidinger, Präsident
des OKB, im Vorfeld betont.

Laut OKB ist der Begriff
Nordgau um rund 200 Jahre älter
als die erste urkundliche Erwäh-
nung Ambergs. Vom Nordgautag
„in der kulturell besonders leb-
haften Hochschulstadt Amberg“
erhofften sich die Organisatoren
eine breite Wirkung des reichen
Angebots aus allen Bereichen
Oberpfälzer Kultur. Und tatsäch-
lich wurde die Veranstaltung zu
einem großen kulturellen Ereig-
nis. Nicht nur die reiche Amber-
ger Geschichte, sondern auch
zeitgenössische Bildende Kunst,
Architektur, Musik und Wissen-
schaft standen im Mittelpunkt.

Einsatz für Heimatpflege

Nach der offiziellen Eröffnung
im Rathaussaal durch Oberbür-
germeister Wolfgang Dandorfer
eröffnete ein Konzert im Con-
gress Centrum den festlichen
Reigen. Die Pianisten Prof. Kurt
Seibert und sein Sohn Christian
spielten zusammen mit den Mu-
sici de Praga. Der folgende Tag
stand im Zeichen der Kultur: Auf
dem Programm standen eine Dis-
kussion zum Thema „Architektur
als Standortfaktor“, der Amber-
ger Hochschulnachmittag, ernste
Musik im Congress Centrum so-
wie volksmusikalische Klänge
im Malteser-Saal. Tags darauf
startete ein Nordgaufest am Am-
berger Marktplatz. Abends san-
gen Chöre im Kongregationssaal,
gaben sich junge Musiker ein
Stelldichein im Szenelokal.

Nach Festgottesdiensten ging
am Abschlusstag im Congress
Centrum ein Festakt mit Verlei-
hung der Nordgaupreise über die
Bühne. Über die Anerkennung
konnten sich in diesem Jahr Rai-
mund W. Sterl, Komponist, Prof.
Günter Dollhopf, Künstler, das
Architekturbüro Brückner und
Brückner, sowie Landtagspräsi-
dent a. D. Johann Böhm freuen.
Die Nordgaupreise werden für
den Einsatz für Heimatpflege und
die Förderung des Nordgauge-
dankens verliehen.Als Festredne-
rin war Europaministerin Emilia

Müller angereist. Sie würdigte die
facettenreiche Kultur des Nord-
gaus im vereinten Europa.

Nachmittags stand Amberg im
Zeichen eines grandiosen Fest-
zuges, zu dem sich mehr als
10.000 Besucher einfanden. Mit-
ten durch die historische Altstadt
bewegte sich der Kilometer lange
Zug. Über 200 Gruppen aus dem
Nordgau des ehemaligen Herzog-
tums Bayern waren in Bewe-
gung. Die Oberpfalz, das Sechs-
ämterland, das obere Vogtland
und das Egerland präsentierten
ihre gemeinsame Kultur. Die Kul-
turschaffenden demonstrierten da-
mit, dass sie auch weiterhin die
verbindenden Elemente der alten
Region nördlich der Donau hoch
halten wollen. „Ein würdigerAb-
schluss von vier ereignisreichen
Kulturtagen“, hoben Veranstalter
Dr. Wilhelm Weidinger und Rat-
hauschef Wolfgang Dandorfer
übereinstimmend hervor. DK

Europäisches Städtenetzwerk EUROCITIES:

Konferenz in Nürnberg
Drei Tage lang tagten die Mitglieder des europäischen Städte-
netzwerkes EUROCITIES in Nürnberg. Rund 70 Vertreterin-
nen und Vertreter aus rund 30 europäischen Großstädten fokus-
sierten im EUROCITIES-Forum für Wirtschaftsentwicklung
aktuelle Herausforderungen für Städte.

Wie der Wirtschaftsreferent
und berufsmäßige Stadtrat Dr.
Roland Fleck unterstrich, „bün-
deln im Städtenetzwerk EURO-
CITIES europäische Großstädte
ihre Interessen und bringen die-
se gemeinsam auf europäischer
Ebene ein“. Daneben sei der
fachliche Austausch untereinan-
der „eine wichtige Bereicherung
für die tägliche Arbeit“.

„Ageing Society“

Einen der Höhepunkte des
Meetings bildete die Konferenz
„Ageing Society“. Dabei stan-
den die Auswirkungen einer al-
ternden Gesellschaft auf die
wirtschaftliche Entwicklung eu-
ropäischer Städte im Mittel-
punkt. Dass der demografische
Wandel auch vor Nürnberg nicht
Halt macht, belegen die Zahlen
des Amts für Stadtforschung und
Statistik: Die Einwohnerzahlen
werden bis zum Jahr 2025 leicht
steigen, insgesamt werden die
Nürnberger aber deutlich älter
sein als im Vergleichsjahr 2006.
Die Altersgruppe der 45- bis 65-
Jährigen wird im Vergleich zum
Jahr 2006 um knapp zwölf Pro-
zent wachsen, die Gruppe der
über 65-Jährigen um knapp neun
Prozent, so die Bevölkerungs-
prognose der städtischen Statisti-
ker. Dagegen sind für alle jünge-

ren Altersgruppen rückläufige
Entwicklungen festzustellen.

Da der demografische Wandel
neben Nürnberg auch andere eu-
ropäische Städte vor große Her-
ausforderungen stellt, wurden
Fragen zum altersgerechten öf-
fentlichen Personennahverkehr
oder zu neuen Wohnformen für
Senioren ebenso thematisiert wie
Fragen nach der Erwerbstätig-
keit und Qualifikation älterer Ar-
beitnehmer.

Exkursionen

Aber auch die Chancen einer
alternden Gesellschaft gilt es zu
begreifen: Mit der Zahl der älte-
ren Mitbürger erhöht sich auch
die Nachfrage nach altersgerech-
ten Produkten und Dienstleistun-
gen. „Hier entstehen neue Ge-
schäftsfelder und Branchen, die
rechtzeitig erkannt werden müs-
sen“, betonte Fleck. „Insgesamt
wird sich jede Stadt in den näch-
sten Jahren an ihrer Intergenera-
tionen-Orientierung messen las-
sen müssen.“

Was zunächst theoretisch dis-
kutiert wurde, konnten die inter-
nationalen Gäste anschließend in
der Praxis besichtigen: Im Rah-
men zweier Exkursionen be-
suchten sie die NürnbergMesse,
die VAG Nürnberg und das
Projekt „andersWOHNEN e.G.“

Diese Genossenschaft arbeitet
aktiv an der Umsetzung eines in-
novativen und familienfreundli-
chen Generationenwohnprojekts
namens WohnenPLUS.

Generationenwohnprojekt

Bis Ende 2009 wird ein Mehr-
familienwohnhaus in sehr zen-
traler, aber ruhiger Lage in Nürn-
berg, in unmittelbarer Nähe des
Hauptbahnhofes, errichtet. Hier
entstehen 45 barrierefreie bzw.
rollstuhlgerechte Wohneinheiten
mit ein bis drei Zimmern und
Balkon. Angegliedert ist dem
Wohnkomplex eine dreigruppige
und ganztägige Kindertagesstät-
te, in der die Kinderbetreuung
sowohl von Fachkräften als auch
von Senioren des Wohnkomple-
xes auf ehrenamtlicher Basis er-
folgen soll. Darüber hinaus wer-
den Räume für interne, aber vor
allem öffentliche kulturelle Ver-
anstaltungen vorhanden sein.

Anregungen und Kontakte

Der enge Kontakt der Bewoh-
ner zur Öffentlichkeit bzw. zur
bisherigen Nachbarschaft ist von
ganz besonderer Bedeutung. Da-
her wurde auch ganz bewusst ein
Grundstück im Stadtgebiet und
nicht im ländlichen Bereich aus-
gesucht.

Das Konzept sieht vor, die
Gruppen der Älteren (und behin-
derten Menschen) mit der Grup-
pe der alleinerziehenden Men-
schen und deren Kindern in einer
Hausgemeinschaft zusammen zu
bringen. Ähnliche Defizite mit
ähnlichen Auswirkungen stehen
unterschiedlichen Ressourcen
gegenüber. Beide Gruppen ha-
ben in ihrem Alltagsleben mit
ähnlichen Schwierigkeiten (Fi-
nanzielle Nöte, Defizite an Ver-
sorgung von individuellen Be-
dürfnissen, sinkender Lebens-
standard, häufig Isolation) zu le-
ben. Dem gegenüber verfügen
beide Gruppen jedoch über un-
terschiedliche Ressourcen: Bei

Senioren steht meist ein Über-
angebot an Zeit zur Verfügung
während die Alleinerziehenden
unter Zeitdruck stehen. Ein Ver-
lust von Aufgaben und Verant-
wortung bei den einen steht ei-
ner permanenten Überforderung
bei den anderen gegenüber. Von
der Lebenserfahrung der Älte-
ren können die „unerfahrene-
ren“ Jüngeren profitieren. Der
zunehmenden Bewegungsein-
schränkung bei den Senioren
steht die Mobilität der Jüngeren
gegenüber.

Mehr Lebensqualität

Älteren Menschen wird die
Möglichkeit gegeben, sich in fa-
milienähnlichen Strukturen zu
bewegen und dadurch eine bes-
sere Lebensqualität zu erlangen.
Sie können Verantwortung für
die Gemeinschaft, aber auch für
einzelne Kinder übernehmen.
Durch das Vermitteln von Er-
fahrungen an die jüngeren Ge-
nerationen gewinnen Sie Wert-
schätzung und Lebensfreude.
Bei eventuell eintretender Pfle-
gebedürftigkeit erfahren sie
weitgehende Versorgung durch
die Hausgemeinschaft. Darüber
hinausgehende erforderliche
Dienstleistungen werden durch
professionelle externe Dienst-
leister erbracht. Ein Umzug in
eine stationäre Pflegeeinrich-
tung wird nicht erforderlich.

Zukunftsweisendes
Konzept

Alleinerziehende erfahren Ent-
lastung im familiären Alltag,
Freiraum für soziale Kontakte,
eine Berufstätigkeit wird mit der
Familie wieder vereinbar, Anre-
gungen und Kontakte zu anderen
Familien entstehen. Kinder er-
fahren Entspannung im Verhält-
nis zum Elternteil, soziale Ent-
wicklung in familienähnlicher
Struktur, Wertevermittlung und
Betreuung.

Auch das Bundesministerium
für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend sowie die Stadt Nürnberg
sehen in WohnenPLUS ein zu-
kunftsweisendes Konzept und
unterstützen das Projekt maß-
geblich. DO.

Von der Vision zum
konkreten Projekt

Landkreis Mühldorf am Inn für die Bildungsinitiative
„Lernen vor Ort“ ausgewählt

Der Landkreis Mühldorf wurde für die Bildungsinitiative
„Lernen vor Ort“ ausgewählt. Ingesamt hatten sich 150 Kom-
munen für das Projekt, das vom Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung in Kooperation mit Stiftungen durchge-
führt wird, beworben. 40 Kommunen erhielten den Zuschlag,
darunter 23 kreisfreie Städte und 17 Landkreise.

Im Rahmen eines Empfangs
wurde Landrat Georg Huber von
der Staatssekretärin im Bundes-
ministerium für Bildung und For-
schung, Cornelia Quennet-Thie-
len, die Urkunde überreicht. Das
Konzept des Landkreises Mühl-
dorf (eine Kurzbeschreibung fin-
den Sie in der Anlage) steht unter
dem Motto „Mühldorfer Bil-
dungsnetz – individuell, regional,
zukunftsfähig.“

Entstanden ist die Idee eines re-
gionalen Bildungskonzeptes zu
einem Zeitpunkt, als das Pro-
gramm noch gar nicht ausge-
schrieben war. Als sich im Okto-
ber 2007 der neue Schulleiter der
Fachakademie für Sozialpädago-
gik Mühldorf des Diakonischen
Werks Traunsteins, Erwin Gäb,
bei Landrat Georg Huber vor-
stellte, wurden im Verlauf dieses
Gesprächs die schwierigen Be-
dingungen und die oftmals feh-
lende Vernetzung der regionalen
Bildungslandschaft beklagt. Laut
Erwin Gäb liegt dieses Problem
vor allem darin, dass es keine ge-
meinsame Vorstellung von Bil-
dung gäbe.

Mit einem regionalen Bil-
dungssymposium, das vom
Landkreis und dem Diakoni-
schen Werk Traunstein vor
kurzem veranstaltet wurde, soll-
ten die Bildungsträger im Land-
kreis, aber auch die breite Öf-
fentlichkeit für dieses Thema
sensibilisiert werden. Das Sym-
posium „Kinder und Familien
stärken“ ebnete somit den Weg
zu einer lernenden Region.

Im September 2008 wurde dar-
über hinaus ein Lenkungsgremi-
um gegründet, das sich zunächst
aus Vertretern des Landratsamtes,

der Diakonie und dem Schulamt
zusammen setzte und später um
Vertreter der Kirchen, des Kreis-
bildungswerkes, der Wirtschaft,
der Gemeinden und der Agentur
für Arbeit erweitert wurde.

Bei der Suche nach einem ge-
eigneten Förderprogramm stieß
man schließlich auf die Initiative
des Bundesministeriums für Bil-
dung und Forschung und somit
wurde aus dem regionalen Bil-
dungskonzept das Projekt „Ler-
nen-vor-Ort“. Während der Pla-
nungsphase wurden bereits erste
Maßnahmen wie zum Beispiel ei-
ne Bedarfsermittlung von Fortbil-
dungen für Personal in Kinder-
gärten sowie eine Fragebogenak-
tion für Lehrkräfte an Grundschu-
len durchgeführt.

Mutiger Schritt

Erwin Gäb, Schulleiter der
Fachakademie, betonte dabei die
gute Zusammenarbeit mit dem
Landkreis. „Der Landkreis hat
den mutigen Schritt gewagt und
die Diskussion um die pädagogi-
sche Bildung verstärkt und regio-
nalisiert. Mit der Unterstützung
durch das Projekt Lernen vor Ort
können wir nun konkret in die
Umsetzung gehen.“

Die große Freude über dieAus-
wahl für die Bildungsinitiative
war Landrat Georg Huber anzuse-
hen. „Die intensiven Bemühun-
gen haben sich gelohnt,“ mit die-
sen Worten dankte er allen am
Projekt Beteiligten für ihr großes
Engagement. „Der Zuschlag für
die Initiative „Lernen vor Ort“ ist
ein wichtiger Meilenstein auf dem
Weg für eine lernende Region“, so
der Landrat abschließend.

Tausende nette Nachbarn
in Regensburg

„ReNeNa“ will Aktivitäten bündeln,
vernetzen und weiterentwickeln

Regensburg. (osr) Sie besuchen Kranke, organisieren Kaf-
feenachmittage fürAlleinstehende, helfen bei schriftlichen Ange-
legenheiten oder Behördenbesuchen, begleiten zum Arzt, über-
nehmen kleinere Reparaturen im Haushalt oder haben Lösungen
bei Computerproblemen - nette Nachbarn sind in allen Stadttei-
len Regensburgs zuhause. Klar ist aber auch: Keiner kann alles!
Deshalb gab Bürgermeister Joachim Wolbergs jetzt den Start-
schuss für„ReNeNa – Regensburgs Nette Nachbarn“. Die hier
Beteiligten helfen sich gegenseitig und erweitern so ihren Wis-
sensstand nach dem Motto: „Gemeinsam sind wir stark.“

„Dieses tausendfache Engage-
ment ist eine starke Basis, die ge-
nutzt werden kann und muss, da-
mit noch mehr Menschen aktiv
werden. Menschen, die mit ihrem
enormen persönlichen Einsatz die
Lebensbedingungen tatkräftig
mitgestalten und eine lebendige,
aktive und einander zugewandte
Gemeinschaft von Bürgerinnen
und Bürgern schaffen, die wieder
näher zusammenrücken“, sagte
Wolbergs. Solches Engagement
könne auch der reichste Sozial-
staat nicht ersetzen.

Das Projekt, das in Regensburg
ReNeNa getauft wurde, beruht
auf dem Freiwilligendienst aller
Generationen unter dem Leit-
motiv „Engagement schlägt
Brücken“, den Bundesfamilien-
ministerin Ursula von der Leyen
zum Jahresbeginn ins Leben ge-
rufen hat. Zusammen mit 45 wei-
teren deutschen Städten beteiligt
sich Regensburg an diesem
Leuchtturmprojekt, das Men-
schen aller Altersgruppen moti-
vieren soll, sich in ihrem Lebens-
umfeld einzubringen, ganz egal

wie alt sie sind und woher sie
kommen. Quasi wie ein Leucht-
turm soll es eine zukunftsweisen-
de Idee ausstrahlen und weiter-
verbreiten.

Vorrangiges Ziel von ReNeNa
ist es, älteren Menschen ein
möglichst langes selbst be-
stimmtes Leben in der eigenen
Wohnung zu ermöglichen. Dazu
sind sie aber häufig auf Hilfen
im und für den häuslichen Be-
reich angewiesen, die woh-
nungsnah und unbürokratisch
abgerufen werden können.

„Wir wollen niemandem etwas
wegnehmen“, machte Wolbergs
deutlich. Kooperation und Ver-
netzung bereits bestehender und
neu geplanter Aktionen mit den
verschiedensten Partnern sind ein
Grundprinzip von ReNeNa. Vor-
gesehen ist darüber hinaus die
fachliche Einbindung und der
Einsatz von freiwilligen „Stadt-
teilkümmerern“, die eng mit den
zuständigen Beratungs- und Fach-
diensten zusammenarbeiten.

Aber auch jeder einzelne Inter-
essierte kann sich einbringen und

in der Regel auch persönlich et-
was gewinnen für ein erfülltes
Leben. Teilnehmen können an
den „Freiwilligendiensten aller
Generationen“ Interessierte, die
sich über einen Zeitraum von
mindestens sechs Monaten mit
acht Stunden wöchentlich enga-
gieren wollen.

Dass unser Gemeinwesen auf
den Einsatz Ehrenamtlicher ange-
wiesen ist, mag abschließend eine
Zahl deutlich machen. Eine Stu-
die hat kürzlich errechnet, dass
sie in Deutschland weit über vier
Milliarden Stunden pro Jahr an
Arbeit investieren. Die Wert-
schöpfung dieses Engagements
haben die Autoren mit knapp 35
Milliarden Euro errechnet. Ehren-
amtliche engagieren sich zwar
nicht, weil man ihre Arbeit in
Stundenlöhne und Wertschöp-
fung umrechnen kann, aber Werte
schaffen sie, und die gewaltigen
Zahlen geben eine Ahnung von
dem Geleisteten.



09. 07. 2009 AUS DEN BAYERISCHEN KOMMUNENGZ 11

„Wie oft soll ich das noch
sagen: Mein Büro ist eine flip-
flop-freie Zone!“ Mein Chef,
der Bürgermeister, ärgerte
sich über unsere Praktikantin,
die kreuzfidel mit trendigen
Plastikschlappen durch das
Büro latscht, obwohl wir ihr
eigentlich den ungeschriebe-
nen Dresscode des Bürgermei-
sterbüros eingeschärft hatten.

Latschen ist ja tatsächlich
der einzige Ausdruck, der die Fortbewegung
mittels der modisch aufgepeppten Bade-
schlappen einigermaßen zutreffend beschreibt.
Schlürfen vielleicht noch. Gehen bestimmt
nicht. Und das macht die Dinger einfach zu ei-
ner ästhetischen Vollkatastrophe im Büro.

Mir ist schon klar, dass die Zehenstegsanda-
le, so die korrekte Klassifizierung, zu den älte-
sten und traditionellsten Fußbekleidungen der
Menschheit (Abteilung weiblich) gehört. Bereits
auf alt-ägyptischen Darstellungen kann man sie
erkennen und in Japan gehören sie nach wie vor
untrennbar zu den überlieferten Kleidungs-
stücken, die auch zeremoniell getragen werden.

Aber die Japanerinnen schlagen ihre Füße da-
bei in eine Art Socke ein, so dass allfällige opti-
sche Unzulänglichkeiten kaschiert werden.

Denn was im Schwimmbad oder am Strand
wurscht ist, kann für den wenngleich nur flüch-
tigen Betrachter sandalenbeschuhter Füße in
der Stadt oder im Büro zum Geschmackspro-
blem werden: Krumme, unlackierte Zehen, flei-
schige Fesseln, hervorstehende Adern. Man
muss halt als Frau auch ein wenig selbstkritisch
an solche modischen Accessoires herangehen –
egal ob es Flip-Flops, Gladiatoren- oder Geh-
wohlsandalen sind.

Der absolute Brüller sind aber Männer, die
sich in solchen Zehentangas auf die Straße wa-
gen. Das Verhältnis von Mann und Sandale ist
ja ästhetisch alles andere als spannungsfrei. Ich
selbst gehöre der Fraktion von Frauen an, die

ihren Freund am Verlassen der
Wohnung hindern würden,
wenn er zu kurze Hosen
,Socken und Sandalen anzie-
hen würde. Andererseits kann
ich natürlich das Argument
nicht von der Hand weisen,
dass im Zuge der Gleichbe-
rechtigung auch der Mann et-
was mehr Freiraum bei der
Kleidung braucht. Ich bedaure
meinen Chef ja auch, wenn bei

den offiziellen Treffen der Landkreisbürgermei-
ster im Sommer er und seine männlichen Kolle-
gen im Anzug dasitzen, die Bürgermeisterinnen
aber in luftigen Sommerkleidern und dabei ge-
nauso korrekt angezogen sind, wie ihre schwit-
zenden Kollegen.

Aber ein Männerfuß gehört in einen Halb-
schuh! Und es gibt doch so viele schöne leichte
Modelle: Wildledermokassins, Sneaker, Colle-
ge-Slipper. Der Latin-Lover bringt weibliche
Fantasien zum Blühen, wenn er ohne Socken in
weichen Lederschuhen steckt, nicht der Bubi,
der auf bunten Plastiksohlen den Kiesweg her-
unterstakst.

Natürlich kann man über Geschmack nicht
streiten und ich bin gerne bereit zuzugeben,
dass man auch über Schuhmode und Fußbeklei-
dung verschiedener Meinung sein kann. Aber es
gibt halt einfach Orte, da sollte man sich aus
Respekt vor den anderen und derem ästheti-
schen Gefühl so kleiden, wie es angemessen ist
und nicht seine eigene Bequemlichkeit oder sein
modisches Empfinden zum Maßstab machen.
Das gilt fürs Büro ebenso wie auch für Restau-
rants oder Kirchen.

Mein Chef, der Bürgermeister, schaut mich
dennoch etwas selbstkritisch an und fragt, ob
wir da nicht etwas altmodisch und von Gestern
sind. Ich sag’s ganz ehrlich: Bevor ich jeden
Blödsinn mitmache, bin ich gerne auch mal alt-
modisch. Außerdem halte ich es mit Franz Kaf-
ka auf dem heutigen Kalenderblatt: „Jeder, der
sich die Fähigkeit erhält, Schönes zu erkennen,
wird nie alt werden.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Von ästhetischen
Unzulänglichkeiten

Tourismusverband Franken e. V.:

Positive Jahresbilanz
Mitgliederversammlung in Bayreuth

Verbandsvorsitzender Herrmann: Verhaltener Start in die Saison 2009

Seine Erfolgsgeschichte im vergangenen Jahr nahtlos fortge-
setzt hat der Tourismusverband Franken e.V. Wie dessen Vor-
sitzender, Staatsminister Joachim Herrmann, anlässlich der
Mitgliederversammlung in Bayreuth darlegte, „konnten wir
trotz der sich bereits im Herbst abzeichnenden globalen Wirt-
schaftskrise den positiven Trend der letzten Jahre mit einem
Zuwachs von 1,2 Prozent bei den Übernachtungen fortsetzen“.
Vor allem habe hierzu der Inlandstourismus mit einem Plus
von 1,3 Prozent zu dem über dem bayerischen Durchschnitt
liegenden Jahresergebnis beigetragen.

Laut Herrmann stieg seit 1987
(16,6 Millionen) die Zahl der
Übernachtungen auf rund 19,3
Millionen im Jahr 2008. Einer der
Hauptgründe für die positive Ent-
wicklung der fränkischen Touris-
musbranche ist nach seiner Ein-
schätzung vor allem die konse-
quente Ausrichtung der Marke-
tingarbeit. So seien die Produktli-
nien „Franken aktiv: erleben“ und
„Franken Kultur“ hervorragend
angenommen worden.

Radfahren boomt

Insbesondere boome das
„Radfahren“ weiter. Mit rund
600 als fahrradfreundlich zertifi-
zierten Betrieben hätten die drei
fränkischen Regierungsbezirke
bundesweit eine Spitzenstellung
inne. Besonders der Main-Wan-
derweg von den beiden Quellen
bei Bayreuth über Kulmbach,
Bamberg, Würzburg und Aschaf-
fenburg erweise sich dabei als
echter Renner. Der Weg sei im
zurückliegenden Jahr als nach
wie vor einziger Fernradweg
vom Allgemeinen Deutschen
Fahrradclub (ADFC) mit fünf
Sternen zertifiziert worden. Als
weiteres Plus für Franken be-
zeichnete der Minister die frän-

kische Kompetenz beim Thema
Wandern. Mit den zwei neuen
Fernwanderwegen, dem Steiger-
wald-Panoramaweg und dem
Europäischen Wasserscheide-
weg, habe sich die Zahl der zerti-
fizierten Qualitätswege mittler-
weile auf zehn erhöht.

Zertifizierte Angebote

Ein „Mega-Erfolg“ sei, so
Herrmann, bereits jetzt die im
Februar 2007 gestartete und zu-
mindest in Deutschland einzigar-
tige Kampagne „Franken –
Wein.Schöner.Land!“ für genus-
sorientierte Gäste und Wein-
freunde. Das Konzept für Reisen
zum Frankenwein setzt in allen
Bereichen auf herausragende
Qualität. Herrmann: „Mit der
konsequenten Qualitätsorientie-
rung ist der richtige Schritt in ei-
ne Erfolg versprechende Zukunft
getan. So dient die Kampagne
dem nachhaltigen Ziel einer be-
ständigen Qualitätsverbesserung
und damit verbunden, einer Stei-
gerung der Gäste- und Umsatz-
zahlen.“ Zwischenzeitlich wer-
den in der Premiumbroschüre
„Reisen zum Frankenwein“ rund
214 zertifizierte Angebote
präsentiert.

Als verhalten bewertete der
Verbandsvorsitzende indes den
Start in die Saison 2009. Die glo-
bale Wirtschaftskrise habe mitt-
lerweile auch die Tourismus-
branche erreicht. Die Auswir-
kungen seien mit einem Minus
von 5,9 Prozent bei den Über-
nachtungen in den ersten vier
Monaten dieses Jahres bereits zu
spüren. Insbesondere der Ge-
schäftsreiseverkehr sei eingebro-
chen. „Das bedeutet einen Rück-
schlag“, meinte Herrmann, der
aber angesichts der negativen
Entwicklung davor warnte, in
Resignation zu verfallen. „Wir
müssen jetzt um jeden Gast
kämpfen.“

Eine weitere Herausforde-
rung liege im demographischen
Wandel. Herrmann rief alle Ver-
antwortlichen dazu auf, sich
frühzeitig in der Angebotsge-
staltung und im Marketing auf
die 50 Plus-Generation einzu-
stellen.

Qualitätssiegel

Als absolute Voraussetzung für
eine erfolgreiche touristische Ar-
beit nannte Herrmann „grundsätz-
lich und bei jeder einzelnen Maß-
nahme ein hohes Qualitätsni-
veau“. Dies habe der Tourismus-
verband Franken e.V. frühzeitig
erkannt. Beispiele seien die Zerti-
fizierung der Tourist Informatio-
nen, die Fränkische Tourismus
Akademie oder die Etablierung
und Zertifizierung von Rad- und
Wanderwegen. Derartige Qua-
litätssiegel gäben dem anspruchs-
vollen Touristen einen Maßstab
für dieAuswahl des Reiseziels an
die Hand. „Franken hat sich als
Destination mit hochwertigen
Angeboten für genussorientierte
Gäste profiliert“, unterstrich der
Vorsitzende.

Erfolgsstory

Sicher ist sich Herrmann auch,
dass „wir die Herausforderungen
des Tourismusmarktes kennen
und bestens darauf vorbereitet
sind.“ Zusammen mit starken
Partnern wie dem Verkehrsver-
bund Großraum Nürnberg (VGN),
der Gebietsweinwerbung Fran-

Jahresbericht Landratsamt Bamberg:

Im Zeichen des Wandels
2008 stand für Landrat Dr. Günther Denzler im Zeichen des
Wandels. Wie er in seinem Vorwort zum jüngst vorgelegten
Jahresbericht des Landkreises Bamberg beschreibt, „begann
es schon im Februar damit, dass ich selbst vom End-Fünfziger
zum Anfangs-Sechziger wurde“. Einige Monate später wurde
die politische Landschaft aufgrund der Beendigung vertrauter
Mehrheitsverhältnisse und dem Auftauchen neuer Gesichter
bei den Landtagswahlen im Freistaat kräftig durcheinander
gewirbelt. „Vor diesem Hintergrund bedeutet mir das anhal-
tende Vertrauen der Wählerinnen und Wähler, die mich
zunächst als Landrat und später auch im Bezirk bestätigt ha-
ben, sehr viel“, so Denzler.

Im Kreistag sei es sehr schnell
gelungen, zu einer gedeihlichen
Zusammenarbeit zu finden. Die
anfangs befürchteten parteipoliti-
schen Grabenkämpfe blieben aus;
stattdessen sei eine sachorientier-
te Gesprächskultur entstanden.

Weniger plötzlich als Wahler-
gebnisse, dafür umso tief grei-
fender werden sich Klimawan-
del und demographische Ent-
wicklung auswirken. Im Land-
ratsamt Bamberg beschäftigt
man sich deshalb bereits intensiv
mit beiden Themen: Im Rahmen
der Klimaallianz wird gemein-
sam mit der Stadt Bamberg an
nachhaltigen Lösungen für die
gesamte Region gearbeitet. Zur
Bevölkerungsentwicklung ver-
schaffte sich das Landratsamt
mit dem MODUS-Bericht eine
punktgenaue Datengrundlage,
aus der verschiedene Projekt-
gruppen die künftigen Heraus-
forderungen ableiten und Ideen
entwickeln.

Familie und Bildung

Familienstrukturen und Bil-
dungswesen - beides befindet
sich im Umbruch und beides ist
wichtig, damit der Landkreis für
junge Menschen attraktiv bleibt.
Deshalb wurde auch im vergan-
genen Jahr wieder kräftig inve-
stiert: Mit der Einrichtung von
Ganztagsangeboten, mit Fami-
lienhebammen oder der Jugend-

sozialarbeit an Schulen soll Fa-
milien ihre Erziehungsarbeit er-
leichtert werden. Zudem soll die
Sanierung von Schulen dazu bei-
tragen, moderne Bildungsstan-
dards einzuhalten.

Gute Positionierung

Auf fünf Jahre erfolgreiche
Familienpolitik blickte der Fa-
milienausschuss des Landkreises
Bamberg im April 2008 zurück.
Zu Beginn gehörte der Aus-
schuss bayernweit zu den ersten
in dieser Form. Gut zwei Jahre
später wurde das Landratsamt
Bamberg von der Bayerischen
Staatsregierung als „familien-
freundliche Verwaltung 2005“
ausgezeichnet. Mittlerweile hat
sich der Landkreis im familien-
politischen Bereich gut positio-
niert und sich einen Ruf bis über
die Landkreisgrenzen hinaus er-
worben. „Das liegt vor allem am
kontinuierlich hohen Engage-
ment der Mitglieder“, lobte
Landrat Dr. Günther Denzler bei
der Jubiläumsssitzung.

„Mehr Zeit für Kinder - Fami-
lie im Zentrum“ ist das grundle-
gende Motto der Arbeit des Gre-
miums. Ziel ist es stets, die Le-
bensbedingungen für Familien
im Landkreis zu verbessern. Ei-
nige neue Anregungen gab den
Ausschussmitgliedern ein Fest-
vortrag von Dr. Barbara Thies-
sen, Grundsatzreferentin für Fa-

milienpolitik am Deutschen In-
stitut München. Zu dem Thema
„Kommunale Familienpolitik im
sozialen Wandel“ skizzierte sie
neue Anforderungen an Famili-
en, wie die Belastung durch ar-
beitsbedingte Umzüge. Durch
die rasante Entwicklung neuer
Medien würden die Lebenswei-
ten zwischen Kindern und Eltern
immer mehr auseinanderdriften.

Gezielte Koordinierung

„Die Familie ist keine Insel der
Seligen. Sie ist immer stärkeren
Belastungen ausgesetzt“, soThies-
sen. Aus ihren Erläuterungen lei-
tete sie einige Anhaltspunkte für
eine zukunftsfähige familien-
freundliche Kommunalpolitik ab.
Familien bräuchten insbesondere
im ländlichen Raum eine ganz
gezielte Koordinierung zwischen
öffentlichen „Taktgebern“ - Kin-
derbetreuungseinrichtungen be-
ziehungsweise Schulen - und Be-
trieben. Eine Neuausrichtung der
Arbeitszeitpolitik auf „Alltagszei-
ten“ der Familien, eine hohe Qua-
lität bei der Kinderbetreuung so-
wie integrierte unterstützende
Angebote seien enorm wichtig,
wenn man Lebenssituationen von
Familien verbessern wolle.

In der Vergangenheit wurde
den Kommunen oft Kirchturm-
denken vorgeworfen. Inzwi-
schen kann man laut Denzler
feststellen, dass es vielerorts den
unterschiedlichsten interkom-

munalen Kooperationen Platz
macht. Fest etabliert hat sich ei-
ne solche Zusammenarbeit beim
Landkreis Bamberg im Rahmen
der Wirtschaftsregion Bamberg-
Forchheim (WiR) und der Eu-
ropäischen Metropolregion
Nürnberg (EMN). In den ver-
gangenen beiden Jahren hatte
der Landkreis Bamberg die Ge-
schäftsführung innerhalb der
WiR inne und konnte eine an-
sehnliche Bilanz vorlegen.

Gesundheitsregion

Die Gesundheitsregion Bam-
berg e. V. ist im November 2008
als einzige bayerische Gesund-
heitsregion mit dem GenoPor-
talAward 2008 ausgezeichnet
worden. Der Verein erhielt ein
Preisgeld von 1.000 Euro. 23 Re-
gionen hatten sich bundesweit an
dem Wettbewerb beteiligt. Die
Gesundheitsregion Bamberg e. V.
besteht bereits seit dem Jahr 2004
und ist ein Netzwerk, dessen Ziel
es ist, die wohnortnahe, qualität-
sorientierte medizinische Versor-
gung zu erhalten und auch weiter
auszubauen. Das medizinische
Angebot vor Ort wird zuneh-
mend ein weicher Standortvorteil
für das Wachstum und die Le-
bensqualität in der Region sein.

„Der Wandel des Landratsam-
tes von der Vollzugsbehörde
zum kundenorientierten Dienst-
leistungsunternehmen mag auf
den ersten Blick längst abge-

schlossen erscheinen, trotzdem
gilt es, mit den Anforderungen
der Zeit Schritt zu halten“, fährt
Landrat Denzler fort.

Vorreiter im Finanzwesen

Eher voraus marschiert der
Landkreis dabei in Sachen Fi-
nanzwesen: In atemberaubender
Geschwindigkeit konnte auch der
erste doppische Jahresabschluss
erstellt und damit das DreiSystem
der Doppik mit einer Ergebnis,-
Finanz- und Vermögensrechnung
(Bilanz) komplettiert werden. Der
Abschluss wurde im November
2008 bereits durch den Bayeri-
schen Kommunalen Prüfungsver-
band überörtlich geprüft und ak-
zeptiert. „Auch diese Herausfor-
derung haben wir ohne externe
Beratung zügig gemeistert. Ich
bin stolz auf rneine Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter in der Käm-

merei, aber auch sehr dankbar für
die tatkräftige Unterstützung
durch die AKDB“, ist der Land-
kreischef voll des Lobes.

Zum Ende des Jahres 2008
stand der Landkreis Bamberg
hervorragend da. „Wir hatten eine
sensationell niedrige Arbeitslo-
senquote; im November erreichte
sie mit 3,0 Prozent sogar den
niedrigsten Stand seit ich Landrat
bin“, so Denzler. Firmen hätten
wieder kräftig investiert und die
Kaufkraft sei weiter gestiegen.
Solch positive Nachrichten werde
es 2009 vermutlich nicht mehr zu
vermelden geben. „Die globale
Wirtschaftskrise wird uns nicht
völlig verschonen; aber sie lässt
sich von dem erreichten hohen
Niveau hoffentlich besser ver-
kraften. Dass sie der Landkreis
bestmöglich übersteht, dafür wer-
de ich alles in meiner Kraft Ste-
hende tun!“ DK

kenwein-Frankenland GmbH,
der Bayerischen Eisenbahnge-
sellschaft mbH oder dem Haus
der Bayerischen Geschichte kön-
ne auch in Zukunft „die frän-
kische Erfolgsstory weiterge-
schrieben werden“. In Franken
sind zuletzt sieben Milliarden
Umsatz pro Jahr erzielt worden,
über 170.000 Menschen verdie-
nen ihren Lebensunterhalt im
Tourismus. DK

10 Jahre Erfolgsgeschichte
BioPark Regensburg

Bayerns Europaministerin Emilia Müller hat beim Jubiläum
10 Jahre BioPark Regensburg die Vorreiterrolle der Stadt bei
der Entwicklung der Biotechnologie in Bayern gewürdigt.

Müller: „Regensburg ist ein Leuchtturm der Biotechnologie
in Bayern. Mit der Gründung des BioParks Regensburg im Jahr
1999 haben die Stadt Regensburg und ihr Oberbürgermeister vi-
sionären Weitblick bewiesen. Der Erfolg hat ihnen Recht gege-
ben: Der Cluster BioRegio Regensburg, der vom BioPark aus
koordiniert wird, hat sich in den vergangenen zehn Jahren mit
40 Firmen und über 2.500 Beschäftigten zum zweitgrößten Clu-
ster in Bayern nach München entwickelt. Das ist auch ein be-
eindruckender Leistungsnachweis für die ganze Oberpfalz.“

Der BioPark Regensburg fördert seit 10 Jahren in enger Part-
nerschaft mit der Universität die Biotechnologie im Raum Re-
gensburg. Die Kapazitäten der bestehenden Gebäude BioPark I
und BioPark II sind mittlerweile voll ausgelastet. Müller: „Die
Erfolgsgeschichte des BioParks geht ab Herbst 2009 mit der Er-
richtung des Gebäudes BioPark III weiter. Hierfür stehen öf-
fentliche Fördermitteln von rund 12,9 Millionen Euro bereit.
Der BioPark wird auch in Zukunft mit seinen Erfolgen für Re-
gensburg und die Oberpfalz Weichen stellend sein.“
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Sportgeräte

Fahrradabstellanlagen

Kindergarteneinrichtungen

LIEFERANTEN- N A C H W E I S

Aussenmöblierung

Wartehallen/Außenmöblierungen

Wasserzähler

Schacht-Ausrüstungen

GZ
Absperrpfosten

Ankauf / Briefmarken

Fahnenmasten/Fahnen

Max-Eyth-Straße 31/1 · 71364 winnenden
Telefon 0 71 95 / 69 33 00 · Fax 0 71 95 / 69 33 33
w w w . b e c k - a u s s e n m o e b l i e r u n g . d e

• Abfallbehälter
• Absperrpfosten
• Fahrradständer
• Sitzbänke u.a.

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger
Fax: (02773)82218 · Telefon: (02773)82256+82224

Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:

Telefon (08171) 9307-13

Inserierenbringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Abzeichen

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Briefmarkenverkauf ist
Vertrauenssache

Briefmarkenauktionshaus Schulz
Frauentorgraben 73, 90443 Nürnberg, Telefon 0911/2406870

Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Weihnachtsbeleuchtung

Messtechnik und Systemlösungen
HYDROMETER GMBH
Industriestr. 13 | 91522 Ansbach
Tel.: 09 81/ 18 06 0
Fax: 09 81/ 18 06 605
www.hydrometer.de

Gmeiner GmbH
Daimlerstraße 18

92533 Wernberg-Köblitz

Tel.: 09604/93267-0, Fax: -49
E-Mail: info@gmeiner-online.de

www.gmeiner-online.de

Geschenke für Neugeborene

Alles in Textil ..... bestickt — gewoben —
bedruckt — individuell gefertigt !

z. B. bestickte Baby-Handtücher mit dem Logo Ihrer Stadt
als Begrüßungsgeschenk des Bürgermeisters

Kerler GmbH
Schwanthaler Straße 100, 80336 München

Tel.: 0049(0)89 / 543 29 890, Fax: (0)89 / 543 43 587
post@kerler.de www.kerler.de

Fahnenmasten/Fahnen

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Vorschau auf GZ 14
In unserer Ausgabe Nr. 14, die am 23. Juli erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
Winterdienst-Planung, Kommunalfahrzeuge
EDV, Technik und Ausstattung
für die Kommunalverwaltung
Fachliteratur . Kommunale Rechtsfragen

Erstausgabe der
EhrenamtsCards
Ministerpräsident Horst Seehofer und Landrat

Theo Zellner überreichten erste Karten
„Was wäre die Welt ohne die Menschen, die mehr tun als ihre
Pflicht?“ Diese Frage von Hans Balser besitzt mehr Aktualität
denn je, in einer Zeit, in der viele Menschen das Gefühl haben,
dass alles härter und kälter wird. Der Bedarf an ehrenamtli-
chem Engagement steigt unaufhaltsam. Soziales Ehrenamt und
Selbsthilfe sind für das Zusammenleben in unserer Gesellschaft
nach wie vor von großer Bedeutung. Sie sind unverzichtbare
Bausteine des sozialen Netzes und sichern Zuwendung und Hil-
fe von Mensch zu Mensch. Jeder, der sich auch nur annähernd
mit der Thematik beschäftigt, weiß das und ist dafür mehr oder
weniger lautstark dankbar.

Bürgerschaftliches Engage-
ment braucht aber nicht nur Lob-
hudelei in Sonntagsreden, es
braucht vor allem Anerkennung.
Auch das hat die Politik erkannt.
Mit der EhrenamtsCard, die der
Landkreis Cham im Auftrag des
Sozialministeriums für ganz Bay-
ern im Modell konzipiert hat und
nun auch erprobt, scheint ein ge-
eignetes Instrument gefunden, um
den Ehrenamtlichen mehr als nur
mit Worten „Danke“ zu sagen.

500 Vergünstigungen
mit Ehrenamtscard

Mit der EhrenamtsCard kön-
nen rund 500 Vergünstigungen
in Anspruch genommen werden,
die sich nahezu in allen Lebens-
bereichen wiederfinden. Doch
damit ist es nicht getan: Bezeich-
nenderweise sind es wiederum
Freiwillige aus dem Landkreis
Cham, die im Projekt „Freiwilli-
gendienste aller Generationen“
damit beschäftigt sind, dieses
Netz der Einsatzstellen zu erwei-

tern und die EhrenamtsCard tag-
täglich attraktiver machen.

Nun wurden die ersten Exem-
plare dieser EhrenamtsCard aus-
gegeben. Die landesweite Be-
deutung des Projektes kommt
dadurch zur Geltung, dass zur
Erstausgabe kein geringerer als
Ministerpräsident Horst Seeho-
fer nach Bad Kötzting (Land-
kreis Cham) gereist war. 250
Landkreisbürger, die sich ehren-
amtlich engagieren, hatten dabei
ihren großen Auftritt.

Hohes Engagement

Im Haus des Gastes überreich-
ten Ministerpräsident Horst See-
hofer und der Chamer Landrat
Theo Zellner die ersten Ehren-
amtsCards an Bürger, die seit
mindestens drei Jahren ehren-
amtlich aktiv sind und dafür zu-
mindest 250 Stunden Zeit pro
Jahr investieren. Engagierte, die
sich bereits seit mehr als 20 Jah-
ren gemeinwohlorientiert betäti-
gen, erhielten die goldene Aus-

führung der Vorteilskarte. Auf
sehr charmante Weise führte Bea-
trix Rabl, Moderatorin der BR-
Sendung „Helden des Alltags“
und damit zweifelsfrei „Ehren-
amtsfachfrau“ durch den Abend.

Vorreiterrolle Chams

„Fast auf den Tag genau vor
neun Jahren habe ich im Land-
ratsamt den Treffpunkt Ehrenamt
als Kontaktstelle der Öffentlich-
keit vorgestellt“, blickte Landrat
Theo Zellner auf die Anfänge
zurück. „In diesen neun Jahren
ist aus dem Treffpunkt Ehrenamt
als anfänglicher Kontakt- im
wahrsten Sinne des Wortes eine
Entwicklungsstelle für bürger-
schaftliches Engagement und ein
verlässlicher Partner für das zu-
ständige Ministerium und die
Landesarbeitsgemeinschaft der
Freiwilligenagenturen gewor-
den“, so Zellner weiter. Der
Landrat dankte dem Sozialmini-
sterium nicht nur für die finanzi-
elle Unterstützung des Modell-
projektes, sondern auch für das
Vertrauen, dem Landkreis Cham
wieder eine Vorreiterrolle zuzu-
trauen. „Es ist uns eine große Eh-
re, im großen Orchester des bür-
gerschaftlichen Engagements
mitspielen zu dürfen“, betonte
der Chamer Landrat.

Gemeinwohlorientierung

Ministerpräsident Horst See-
hofer rechtfertigte in seiner An-
sprache dieses Vertrauen, denn
„...innerhalb der Staatsregierung
wirst du, lieber Theo auch der
Landrat des Ehrenamtes ge-
nannt.“ Seehofer bedankte sich
bei „Zellners Ehrenamtlichen“
artig für ihre Bereitschaft, sich
für das Gemeinwohl einzubrin-
gen. Menschen, die ihre Freizeit
für andere investieren, seien mit
sich und ihrer Umwelt zufrieden.
„Das Glück, das man anderen
vermittelt, fällt auch wieder auf
einen selbst zurück“, so brachte
es der Ministerpräsident auf ei-
nen gemeinsamen Nenner. See-
hofer ließ auch durchklingen,
dass die Besitzer der Ehrenamts-
Cards künftig auf Vergünstigun-
gen des Freistaates hoffen dür-

fen, wenn sie die bayerischen
Schlösser und Seen besuchen.
Zwar hätten ihn die Beamten des
Finanzministeriums vor Ein-
nahmeausfällen gewarnt, aber:
„Manchmal macht es mir eine
große Freude, anders zu entschei-
den, als es mir vorgelegt wird.“
Ein lang anhaltender Beifall der
Gäste und ein genüssliches
Schmunzeln der Verantwortli-
chen war dem Ministerpräsiden-
ten für diese Aussage sicher.

Anerkennungskultur

Nach dem offiziellen Teil
stand Seehofer bei seinem Rund-
gang durch den Saal im Mittel-
punkt unzähliger Fotografen und
Autogrammwünsche. Die Gele-
genheit, ein gemeinsames Foto
mit dem Bayerischen Minister-
präsidenten machen zu lassen,
ließ sich kaum ein mittlerweile
stolzer EhrenamtsCard-Besitzer
entgehen. Insgesamt empfanden
alle Beteiligten den Abend als ei-
nen gelungenen Start in eine
neue Ära ehrenamtlicher Aner-
kennungskultur, die hoffentlich
viele Nachahmer finden wird.

Kommunen, die sich für das
Konzept der EhrenamtsCard in-
teressieren, können beim Cha-
mer Treffpunkt Ehrenamt (Karl-
heinz Sölch, Tel. 09971/78-285
oder unter www.ehrenamtscard-
bayern.de) jede gewünschte Un-
terstützung erwarten.

Stolz präsentierten sich EhrenamtsCard-Inhaber des SV Wil-
ting beim Gruppenbild mit Ministerpräsident Horst Seehofer
(2. v. l.) und Landrat Theo Zellner (2. v. r.) in Bad Kötzting.

EuRegio-Musikschulfest
in Kloster Seeon

Die sehr erfolgreichen EuRegio-Musikschulfeste in den Jahren
2000, 2003 und 2006 sind vielen Besuchern noch in guter Erin-
nerung. Auch heuer richteten im reizvollen Ambiente des Kul-
tur- und Bildungszentrums Klosters Seeon die Musikschulen im
Gebiet der EuRegio Salzburg - Berchtesgadener Land - Traun-
stein erneut das EuRegio-Musikschulfest aus. Gemäß dem Mot-
to „Musik verbindet“ stellten Salzburger und bayerische Mu-
sikschüler und Musikschülerinnen ihr Können unter Beweis.

Die Veranstaltung wurde über
den EuRegio-Kleinprojekte-
fonds sowohl mit Mitteln aus der
EU-Gemeinschaftsinitiative IN-
TERREG IVA als auch mit Eu-
Regio-eigenen Mitteln finan-
ziert. Außerdem unterstützte das
Kultur- und Bildungszentrum
Kloster Seeon die Veranstaltung.

Mit einem vom Musikum
Salzburg gestalteten Gottes-
dienst begann das Musikschul-
fest, das anschließend im Innen-
hof des ehemaligen Klosters
durch den neuen EuRegio-Präsi-
dent Landrat Georg Grabner,
Berchtesgadener Land (siehe
Kasten), Traunsteins Landrat
Hermann Steinmaßl und Musi-
kum-Direktor Michael Seywald
eröffnet wurde. Danach konnten
die Besucher die Vielfalt der mu-
sikalischen Ausbildungsmög-
lichkeiten erleben.

Auf sechs verschiedenen Büh-
nen des ehemaligen Klosters

fand ein freies Musizieren statt.
Dabei wurde der Bogen von der
Klassik über die Volksmusik bis
hin zu Jazz und Pop gespannt.
Erstmals wurden heuer die Klo-
sterkirche und die Kirche St.
Walburg für geistliche bzw. ba-
rocke Musik geöffnet.Außerdem
traten in einem Cafe-Bistro klei-
nere Jazzensembles auf. Darüber
hinaus wurde in der Grundschule
Seeon ein Blasmusikworkshop
angeboten, den junge Bläser und
Bläserinnen nützten, um ihre
Technik auszufeilen. DK

EuRegio-Wahlen
Bei der 25. Sitzung des Eu-

Regio-Rates wurde der Landrat
des Landkreises Berchtes-
gadener Land, Georg Grabner,
einstimmig zum neuen Präsi-
denten der EuRegio Salzburg -
Berchtesgadener Land - Traun-
stein gewählt. Alle vier Jahre
wechselt das Präsidentenamt
zwischen der Salzburger und
der bayerischen Seite. Seit
2005 hatte der Neumarkter
Bürgermeister Dr. Emmerich
Riesner das Präsidentenamt in-
ne, er wurde nun zum Vizeprä-
sidenten gewählt. Die weiteren
sechs Mitglieder des Präsidi-
ums sind Bürgermeisterin Bet-
tina Mitterer (Lofer), Bürger-
meister Dr. Heinz Schaden
(Salzburg), Bezirkshauptmann
Reinhold Mayer (Salzburg-
Umgebung), Landrat Hermann
Steinmaßl (Landkreis Traun-
stein), Bürgermeister Konrad
Schupfner (Tittmoning) sowie
Bürgermeister Josef Flatscher
(Freilassing). DK
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